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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren 


A. Problem und Ziel 

Seit mehr als 20 Jahren ist in der Praxis der strafprozessualen Hauptverhandlung 
das Phänomen zu verzeichnen, dass das Gericht und die Verfahrensbeteiligten, 
vornehmlich Staatsanwaltschaft, Angeklagter und Verteidigung, versuchen, sich 
über den weiteren Verfahrensfortgang und insbesondere das Ergebnis des Straf- 
verfahrens zu verständigen. Diese Suche nach einem einvemehmlichen Ab- 
schluss des Strafverfahrens ist in der Strafprozessordnung bislang nicht geregelt. 
Sie lässt sich auch nicht ohne Weiteres mit den überkommenen Grundsätzen des 
Strafverfahrens, wie der Ermittlung der Wahrheit durch das Gericht, der Schuld- 
angemessenheit der Strafe und der Fairness des Verfahrens, in Übereinklang 
bringen. 

Abzulehnen sind solche Verständigungen im Grundsatz aber nicht. Insbesondere 
die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes hat zum Verfahren bei und zu 
Inhalt und Folgen von Verständigungen in einer Vielzahl von Entscheidungen 
Konturen gesetzt, zuletzt grundsätzlich in der Entscheidung des Großen Straf- 
senates des Bundesgerichtshofes vom 3. März 2005 (GSSt 1/04). Der Große 
Strafsenat hat dabei aber auch festgestellt, dass die Grenzen richterlicher Rechts- 
fortbildung erreicht seien und ein Tätigwerden des Gesetzgebers erforderlich sei. 

Mit diesem Entwurf wird eine gesetzliche Regelung der Verständigung im Straf- 
verfahren vorgelegt, die Vorschriften zum Verfahren, zum zulässigen Inhalt 
sowie zu den Folgen von Verständigungen enthält. Diese Regelung ist notwen- 
dig, weil eine bedeutsame und auch umstrittene Vorgehensweise im Strafprozess 
dringend klarer Vorgaben bedarf, die der Rechtssicherheit und der gleichmäßi- 
gen Rechtsanwendung dienen. Ziel dieses Entwurfs ist es insbesondere, die Ver- 
ständigung so zu regeln, dass sie mit den tradierten Grundsätzen des deutschen 
Strafverfahrens übereinstimmt. Die Grundsätze der Strafzumessung bleiben 
unberührt. 


B. Lösung 

ln die Strafprozessordnung wird ein neuer § 257c eingefügt, der Regelungen 
zum zulässigen Inhalt, zum Zustandekommen und den Folgen einer Verständi- 
gung enthält. Der Rahmen, den die Grundsätze des geltenden Strafprozessrechts 
ziehen, wird dabei nicht verändert. 

Die erforderliche Transparenz und Dokumentation des mit einer Verständigung 
verbundenen Geschehens — nicht zuletzt zum Zweck einer Nachprüfung in der 
Revision - wird durch umfassende Mitteilungs- und Protokollierungspflichten 
des Gerichtes sichergestellt (§ 243 Absatz 4, § 257c Absatz 4, 5, § 273 Absatz la). 
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Ein Rechtsmittelverzicht darf nicht Gegenstand einer Verständigung sein 
(§ 257c Absatz 2 Satz 3). Zusätzlich ist für jeden Fall, in dem dem Urteil eine 
Verständigung vorausgegangen ist, eine Belehrung des Betroffenen über seine 
Freiheit, Rechtsmittel einzulegen, vorgesehen (§ 35a Satz 3). Ist diese Beleh- 
rung unterblieben, ist ein Rechtsmittelverzicht unwirksam (§ 302 Absatz 1). 

Die Befugnis zur Einlegung von Rechtsmitteln bleibt für alle Verfahrensbetei- 
ligten unberührt. Weder Berafung noch Revision gegen ein Urteil, dem eine Ver- 
ständigung vorausgegangen ist, werden ausgeschlossen oder beschränkt. Damit 
bleibt die erforderliche Kontrolle durch das Rechtsmittelgericht gewährleistet. 

Schließlich werden kommunikative Elemente im Strafverfahren gestärkt, die 
außerhalb einer Verständigung zur Verfahrensförderung geeignet sind (§§ 160b, 
202a, 257b), aber im gerichtlichen Verfahren auch zur Vorbereitung einer Ver- 
ständigung dienen können. 

Der Entwurf unterscheidet bewusst nicht zwischen verteidigtem und unvertei- 
digtem Angeklagten und schließt auch amtsgerichtliche Verfahren nicht von den 
Vorschriften über die Verständigung aus. Eine bei gegenteiligen Regelungen zu 
befürchtende „2-Klassen-Justiz“ wäre weder gerecht noch würde sie dem Um- 
stand Rechnung tragen, dass auch vor den Amtsgerichten Verständigungen statt- 
fmden. 

Der Entwurf enthält außerdem notwendige Folgeregelungen im Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten. 

C. Alternativen 

Dem Deutschen Bundestag liegt der vom Bundesrat beschlossene „Entwurf 
eines Gesetzes zur Regelung von Absprachen im Strafverfahren“ nebst Stel- 
lungnahme der Bundesregierung vor (Bundestagsdmcksache 16/4197 vom 
31. Januar 2007). 

Im Übrigen bestehen keine Alternativen. Insbesondere ist die Beibehaltung der 
derzeitigen Gesetzeslage unzureichend. Soweit verschiedentlich vorgeschlagen 
wird, anstelle einer Regelung der Verständigung Einschnitte in die Rechte von 
Angeklagten und Verteidigung, wie z. B. Einschränkungen beim Beweis- 
antragsrecht vorzunehmen, ist dies nicht nur in Bezug auf die Verfahrensrechte 
von Angeklagten im Rahmen eines fairen Strafverfahrens abzulehnen, sondern 
würde auch keine Regelung der geschilderten Problematik darstellen. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentiichen Haushalte 

Sowohl in Bezug auf Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand als auch auf 
solche mit Vollzugsaufwand sind keine finanziellen Auswirkungen zu erwarten. 
Die Regelungen des Entwurfs führen weder zu einer Belastung noch zu einer 
Entlastung der Justizhaushalte. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 

Insbesondere entstehen für die Wirtschaft keine Kosten. Auswirkungen auf 
Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Der Entwurf enthält keine Informationspflichten für Wirtschaft, Bürger und Ver- 
waltung im Siime der Bürokratiekostenmessung. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, /j^ März 2009 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 856. Sitzung am 6. März 2009 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 7. April 1987 (BGBl. 1 S. 1074, 1319), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum Vierten 
und Fünften Abschnitt des Zweiten Buchs wie folgt ge- 
fasst: 

„Vierter Abschnitt 

Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
§§ 198 bis 211 

Fünfter Abschnitt 

Vorbereitung der Hauptverhandlung §§ 212 bis 225a“. 

2. Dem § 35a wird folgender Satz angefügt: 

„Ist einem Urteil eine Verständigung (§ 257c) vorausge- 
gangen, ist der Betroffene auch darüber zu belehren, dass 
er in jedem Fall frei in seiner Entscheidung ist, ein 
Rechtsmittel einzulegen.“ 

3. ln § 44 Satz 2 wird die Angabe „§§ 35a, “ durch die Wör- 
ter „§ 35a Satz 1 und 2, §“ ersetzt. 

4. Nach § 160a wird folgender § 160b eingefügt: 

„§ 160b 

Die Staatsanwaltschaft karm den Stand des Verfahrens 
mit den Verfahrensbeteiligten erörtern, soweit dies geeig- 
net erscheint, das Verfahren zu fördern. Der wesentliche 
Inhalt dieser Erörterung ist aktenkundig zu machen.“ 

5. Nach § 202 wird folgender §202a eingefügt: 

„§ 202a 

Erwägt das Gericht die Eröffnung des Hauptverfah- 
rens, kann es den Stand des Verfahrens mit den Verfah- 
rensbeteiligten erörtern, soweit dies geeignet erscheint, 
das Verfahren zu fördern. Der wesentliche Inhalt dieser 
Erörterung ist aktenkundig zu machen.“ 

6. Nach der Überschrift „5. Abschnitt. Vorbereitung der 
Hauptverhandlung“ wird folgender § 212 eingefügt: 

„§212 

Nach Eröffnung des Hauptverfahrens gilt § 202a ent- 
sprechend.“ 

7. § 243 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Der Vorsitzende teilt mit, ob Erörterungen nach 
den §§ 202a, 212 stattgefunden haben, wenn deren 
Gegenstand die Möglichkeit einer Verständigung 


(§ 257c) gewesen ist und wenn ja, deren wesentlichen 
Inhalt. Diese Pflicht gilt auch im weiteren Verlauf der 
Hauptverhandlung, soweit sich Änderungen gegen- 
über der Mitteilung zu Beginn der Hauptverhandlung 
ergeben haben.“ 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

8. Nach § 257a werden folgende §§ 257b und 257c einge- 
fügt: 

„§ 257b 

Das Gericht kann in der Hauptverhandlung den Stand 
des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten erörtern, 
soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. 

§ 257c 

(1) Das Gericht kaim sich in geeigneten Fällen mit den 
Verfahrensbeteiligten nach Maßgabe der folgenden Ab- 
sätze über den weiteren Fortgang und das Ergebnis des 
Verfahrens verständigen. § 244 Absatz 2 bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Gegenstand dieser Verständigung dürfen nur die 
Rechtsfolgen sein, die Inhalt des Urteils und der dazu- 
gehörigen Beschlüsse sein können, sonstige verfahrens- 
bezogene Maßnahmen im zugrundeliegenden Erkennt- 
nisverfahren sowie das Prozessverhalten der Verfahrens- 
beteiligten. Bestandteil jeder Verständigung soll ein 
Geständnis sein. Der Schuldspruch, die Ankündigung, 
auf Rechtsmittel zu verzichten, sowie Maßregeln der 
Besserung und Sicherung dürfen nicht Gegenstand einer 
Verständigung sein. 

(3) Das Gericht gibt bekarmt, welchen Inhalt die Ver- 
ständigung haben könnte. Es kann dabei unter freier 
Würdigung aller Umstände des Falles sowie der allge- 
meinen Strafzumessungserwägungen auch eine Ober- 
und Untergrenze der Strafe angeben. Die Verfahrensbe- 
teiligten erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Die 
Verständigung kommt zustande, wenn Angeklagter und 
Staatsanwaltschaft dem Vorschlag des Gerichtes zustim- 
men. 

(4) Die Bindung des Gerichtes an eine Verständigung 
entfällt, wenn es zu der Überzeugung gelangt, dass der in 
Aussicht gestellte Strafrahmen nicht mehr tat- oder 
schuldangemessen ist. Gleiches gilt, wenn das weitere 
Prozessverhalten des Angeklagten nicht dem Verhalten 
entspricht, das der Prognose des Gerichtes zugrunde ge- 
legt worden ist. Das Geständnis des Angeklagten darf in 
diesen Fällen nicht verwertet werden. Das Gericht hat 
eine Abweichung unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der Angeklagte ist über die Voraussetzungen und 
Folgen einer Abweichung des Gerichtes von dem in Aus- 
sicht gestellten Ergebnis nach Absatz 4 zu belehren.“ 
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9. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt: 

„Ist dem Urteil eine Verständigung (§ 257c) voraus- 
gegangen, ist auch dies in den Urteilsgründen anzu- 
geben.“ 

b) ln Absatz 4 wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.“ 

10. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „Beobachtung“ wird durch das Wort 
„Beachtung“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„ln das Protokoll muss auch der wesentliche 
Ablaufund Inhalt einer Erörterung nach § 257b 
aufgenommen werden.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Das Protokoll muss auch den wesentlichen 
Ablauf und Inhalt sowie das Ergebnis einer Ver- 
ständigung nach § 257c wiedergeben. Gleiches gilt 
für die Beachtung der in § 243 Absatz 4, § 257c 
Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 vorgeschriebenen 
Mitteilungen und Belehrungen. Hat eine Verständi- 
gung nicht stattgefunden, ist auch dies im Protokoll 
zu vermerken.“ 

11. § 302 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird das Wort „kann“ durch das Wort 
„können“ ersetzt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ist dem Urteil eine Verständigung (§ 257c) voraus- 
gegangen, ist ein Verzicht unwirksam, es sei denn, 
der Betroffene ist nach 8 35a Satz 3 belehrt wor- 
den.“ 

c) Im neuen Satz 3 wird das Wort „jedoch“ gestrichen. 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten 

§ 78 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. 1 S. 602), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

„(2) § 243 Absatz 4 der Strafprozessordnung gilt nur, 
wenn eine Erörterung stattgefunden hat; § 273 Absatz la 
Satz 3 und Absatz 2 der Strafprozessordnung ist nicht anzu- 
wenden.“ 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Zielsetzung des Entwurfs 

1. Probleme des geltenden Reehts 

a) Die Verständigung im Strafverfahren ist ein Phänomen, 
das aus dem Gerichtsalltag, insbesondere in umfangrei- 
chen und schwierigen Verfahren, mittlerweile nicht mehr 
hinwegzudenken ist. 

Diese Verfahrensweise ist auch unter den Begriffen „Ab- 
sprache“, „Vergleich“ oder „Deal“ bekannt. Das Gericht 
und die Verfahrensbeteiligten - vornehmlich Staats- 
anwaltschaft, Angeklagter und Verteidigung, aber auch 
die Nebenklage - versuchen dabei, sich über den Verfah- 
rensfortgang und insbesondere den Verfahrensausgang 
zu verständigen. 

Die Motivation der an solchen Verständigungen Beteilig- 
ten dürfte unterschiedlich sein. Aufseiten der Justiz wird 
eher das Bestreben im Vordergrund stehen, die knappen 
Ressourcen durch ein „abgesprochenes“ und damit mög- 
lichst rasches Verfahren zu schonen. Angeklagter und 
Verteidigung werden sich durch ihre Mitwirkung an einer 
Verständigung, deren bedeutendster Teil ein Geständnis 
ist, ein für den Angeklagten möglichst günstiges Ergeb- 
nis des Strafverfahrens erhoffen. 

Die Praxis von Verständigungen dürfte sich - belastbare 
Erkenntnisse dazu liegen nicht vor - bereits zu Beginn 
der 60er-, jedenfalls aber zu Beginn der 70er-Jahre des 
letzten Jahrhunderts herausgebildet haben. 

Öffentlich diskutiert wurden Verständigungen insbeson- 
dere seit 1982, im Anschluss an Aufsätze von 
Schmidt-Hieber(NJW 1982, S. 1017 ff.) und von „Detlef 
Deal“ (StV 1982, S. 545 ff). Der Deutsche Juristentag 
1990 erörterte in seiner strafrechtlichen Abteilung die 
Problematik der Absprachen. Dessen Beschlüsse erteil- 
ten in ihrer Grundtendenz extremen Positionen wie 
einem Verbot der „Absprachen“ oder Forderungen nach 
einer neuen Verfahrensordnung hierfür eine Absage und 
empfahlen im Hinblick auf den Gesetzgeber lediglich, 
„durch verdeutlichende Regelungen Auswüchse einzu- 
dämmen und Unsicherheiten zu beseitigen“. 

In seiner bislang einzigen Befassung mit der Verständi- 
gung im Strafverfahren hat das Bundesverfassungsge- 
richt in seinem Kammerbeschluss vom 27. Januar 1987 
(2 BvR 1133/86, NStZ 1987, S. 419) ausgeführt, dass 
grundrechtlicher Prüfüngsmaßstab in erster Linie das 
Recht des Angeklagten auf ein faires rechtsstaatliches 
Verfahren sei. Wesentliche Bestandteile des Grundsatzes 
der Rechtsstaatlichkeit seien die Idee der Gerechtigkeit, 
das Erfordernis einer funktionstüchtigen Strafrechts- 
pflege sowie der Anspruch aller im Strafverfahren Be- 
schuldigten auf Gleichbehandlung. Zentrales Anliegen 
des Strafprozesses sei die Ermittlung des wahren Sach- 
verhaltes, ohne die das materielle Schuldprinzip nicht 
verwirklicht werden könne. Es sei ausgeschlossen, die 
Handhabung der richterlichen Aufklärungspflicht, die 
rechtliche Subsumtion und die Grundsätze der Strafbe- 


messung zur freien Disposition der Verfahrensbeteiligten 
zu stellen. Eine geständnisbedingte Strafmilderung dürfe 
den Boden schuldangemessenen Strafens nicht verlassen 
und § 136a der Strafprozessordnung (StPO) müsse be- 
achtet werden. 

Wesentliche Maßgaben für das Verfahren bei und den In- 
halt von Verständigungen sind durch die Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes entwickelt worden. Immer noch 
grundsätzlich ist dabei die Entscheidung des 4. Strafsena- 
tes aus dem Jahre 1997 (BGHSt 45, S. 193 ff), die fol- 
gende Eckpunkte aufstellt: 

- Das Gericht hat die Pflicht zur Erforschung der mate- 
riellen Wahrheit. 

- Der Schuldspruch steht nicht zur Disposition. 

- Auch das abgesprochene Geständnis kann strafmil- 
dernd berücksichtigt werden. 

- Verbot einer Punktstrafe; allein zulässig soll die Zu- 
sage einer Strafobergrenze sein. 

- Schuldangemessenheit der verhängten Strafe. 

- Verbot der Drohung mit einer höheren Strafe und des 
Versprechens eines gesetzlich nicht vorgesehenen 
Vorteils (so genannte Sanktionenschere). 

- Die Absprache muss unter Einbeziehung aller Verfah- 
rensbeteiligten und Information der Öffentlichkeit in 
der Hauptverhandlung erfolgen und ist zu protokollie- 
ren. 

- Verbot der Vereinbarung eines Rechtsmittelverzichtes 
mit dem Angeklagten. 

- Bindung des Gerichtes an eine solche Absprache, so- 
fern nicht schwerwiegende neue Umstände bekarmt 
werden. 

Auch in den Folgejahren war es maßgeblich die Recht- 
sprechung des Bundesgerichtshofes, die den Verständi- 
gungen im Strafverfahren weitere Konturen setzte und in 
den letzten Jahren davon geprägt war, Auswüchsen beim 
Zustandekommen und beim Inhalt von Verständigungen 
entgegenzuwirken, wie sie beispielsweise durch den Auf- 
bau von „Drohkulissen“ gegenüber dem Angeklagten 
oder die Verknüpfung mit verfahrensfremden Zwecken 
zu verzeichnen waren. 

b) Die Stimmen in der Literatur, die die Verständigung als 
unvereinbar mit dem deutschen Strafverfahren ablehnen, 
sind in der Minderheit geblieben. Unterschiedlich sind 
die Auffassungen darüber, unter welchen Bedingungen 
sich die Verfahrensabsprachen in das deutsche Strafver- 
fahrensrecht integrieren lassen. Teilweise, aber zuneh- 
mend in der Minderheit, wurde eine gesetzliche Rege- 
lung für entbehrlich gehalten und eine Absprachepraxis 
auf der Basis des geltenden Rechtes für ausreichend ge- 
halten. Mehrheitlich wurden die Stimmen, die eine ge- 
setzgeberische Reaktion forderten. Dabei waren wiede- 
rum in der wesentlichen Mehrheit diejenigen, die die 
Verständigung im Strafverfahren in die Grundsätze des 
geltenden Rechtes integriert wissen wollten. Eine Min- 
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derheit forderte hingegen insoweit die Schaffung einer 
neuen Verfahrensform, in der das Gericht eine zurückge- 
zogene Rolle spielen sollte und das „Aushandeln“ des 
Verfahrensergebnisses zwischen Staatsanwaltschaft und 
Verteidigung nur noch auf Rechtsfehler kontrollieren 
sollte. 

c) Der Gesetzgeber hat sich zunächst abwartend zu einer 
Regelung für die Verständigung im Strafverfahren ver- 
halten. Im Hinblick auf die Ergebnisse des Deutschen 
Juristentages 1990 und eines Gutachtens der Großen 
Strafrechtskommission des Deutschen Richterbundes aus 
dem Jahre 1991 war eine Regelung zunächst nicht für 
notwendig erachtet worden. 

Der Diskussionsentwurf des Bundesministeriums der 
Justiz und der seinerzeitigen Koalitionsfraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN für eine Reform des 
Strafverfahrens vom Februar 2004 hatte in einem § 257b 
StPO versucht, eine gesetzliche Regelung in komprimier- 
ter Zusammenfassung der Grundsatzentscheidung des 
4. Strafsenates des Bundesgerichtshofes aus dem Jahr 
1997 vorzuschlagen. Aufgrund der dazu ergangenen 
Stellungnahmen und der seitdem eingetretenen Fortent- 
wicklung der Rechtsprechung ist die Erkenntnis entstan- 
den, dass eine stärker ausdifferenzierte gesetzliche Rege- 
lung erforderlich ist. 

d) Maßgeblich dafür war nicht zuletzt die Entscheidung des 
Großen Strafsenates des Bundesgerichtshofes vom 
3. März 2005, die zum einen die vom 4. Strafsenat auf- 
gestellten Grundsätze bestätigte und fortentwickelte, zum 
anderen klar zum Ausdruck brachte, dass die Grenzen 
richterlicher Rechtsfortbildung erreicht seien und eine 
gesetzgeberische Lösung erforderlich sei. 

„Der Große Senat für Strafsachen appelliert an den Ge- 
setzgeber, die Zulässigkeit und, bejahendenfalls, die we- 
sentlichen rechtlichen Voraussetzungen und Begrenzun- 
gen von Urteilsabsprachen gesetzlich zu regeln. Es ist 
primär Aufgabe des Gesetzgebers, die grundsätzlichen 
Fragen der Gestaltung des Strafverfahrens und damit 
auch die Rechtsregeln, denen die Urteilsabsprache unter- 
worfen sein soll, festzulegen. Dabei kommt ihm - auch 
von Verfassungs wegen - ein beachtlicher Spielraum zu.“ 
(NJW 2005, S. 1440, 1447). 

e) Die Bundesregierung ist der Überzeugung, dass eine ge- 
setzliche Regelung zur Verständigung im Strafverfahren 
erforderlich ist. 

Dem, was insoweit in der deutschen Rechtspraxis seit 
mehreren Jahrzehnten vorzufinden ist und sich in immer 
stärkerem Maße ausgebreitet hat, muss sich der Gesetz- 
geber, nimmt er seine Verantwortung ernst, mit einer kla- 
ren Position stellen. Ließe er diese Entwicklung weiter- 
hin ungeregelt, würde er seine verfassungsrechtliche 
Pflicht, das Wesentliche zu regeln, versäumen. Es kann 
nicht sein, ein wesentliches Geschehen in den Gerichts- 
sälen mit Unsicherheiten behaftet sein zu lassen und eine 
Regelung der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu 
überlassen. 

Die konkreten Handlungsoptionen des Gesetzgebers 
sind mit diesem Befund noch nicht festgelegt. Denkbar 
wäre es, ein gesetzliches Verbot der Verständigung aus- 
zusprechen. Diese Option kann aus mehreren Gründen 


nicht verfolgt werden. Deren wichtigster ist, dass eine 

- sachgerecht in die Grundsätze des Strafprozesses inte- 
grierte - Verständigung als abgesichertes Handlungs- 
modell in Ansehung der Interessen der am Strafverfah- 
ren Beteiligten sachgerecht ist. 

Es muss dabei weiterhin ein Strafverfahren sichergesteht 
werden, das dem fundamentalen und auch verfassungs- 
rechtlich verankerten Grundsatz der Wahrheitsermittlung 
und der Findung einer gerechten Strafe verpflichtet ist. 

Dem Gesetzgeber ist es nicht nur nicht verwehrt, den 
Strafprozess in seiner seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 
nach wie vor maßgeblich festgelegten Form weiter zu 
entwickeln. Er ist dazu verpflichtet. Dies beruht auf dem 
fortwährenden Gestaltungsauftrag des Gesetzgebers dem 

- demokratisch legitimiert - die Aufgabe zugewiesen ist, 
das Recht fortzuentwickeln. 

2. Lösung 

Mit diesem Entwurf wird eine gesetzgeberische Lösung vor- 
geschlagen, die die bisher vorgebrachten Stellungnahmen 
aus Literatur und Rechtsprechung, insbesondere derjenigen 
des Bundesgerichtshofes, in Bedacht nimmt und darum be- 
müht ist, ein umfassendes und differenziertes Regelungskon- 
zept zur Verständigung im Strafverfahren vorzulegen, das 
der Praxis in weitem Umfang Vorgaben für Zustandekom- 
men und Inhalt der Verständigung zur Verfügung stellt, an- 
dererseits aber auch den notwendigen Spielraum im Einzel- 
fall eröffnet. 

Dieses Regelungskonzept geht in seinem Grundansatz davon 
aus, dass für die Verständigung im Strafverfahren keine neue 
- dem deutschen Strafprozess bislang unbekannte - Form 
einer konsensualen Verfahrenserledigung, die die Rohe des 
Gerichtes, insbesondere bei seiner Verpflichtung zur Ermitt- 
lung der materiellen Wahrheit, zurückdrängen würde, wün- 
schenswert ist. Es gehen weiterhin die Grundsätze des Straf- 
verfahrens, namentlich, dass eine Verständigung unter 
Beachtung aller maßgeblichen Verfahrensregeln einschließ- 
lich der Überzeugung des Gerichtes vom festgestellten Sach- 
verhalt und der Glaubhaftigkeit eines Geständnisses stattfin- 
den muss, die Grundsätze des fairen Verfahrens und des 
rechtlichen Gehörs, nicht zuletzt auch die Transparenz der 
Hauptverhandlung und der Unterrichtung der Öffentlichkeit 
in der Hauptverhandlung, gewahrt sein müssen, und dass 
insbesondere das Prinzip des schuldangemessenen Strafens 
nicht verlassen werden darf 

Zentrale Vorschrift zur Regelung der Verständigung ist ein 
neuer § 257c. Er erkennt ausdrücklich die Zulässigkeit von 
Verständigungen über Verfahrensfortgang und -ergebnis an, 
die das Gericht in geeigneten Fällen mit den Verfahrensbe- 
teiligten suchen kann, und stellt klar, dass die Pflicht des Ge- 
richtes zur Sachverhaltsaufklärung (§ 244 Absatz 2) unbe- 
rührt bleibt. 

Die Begriffe „Absprache“ oder „Vereinbarung“ werden 
nicht verwendet, weil dies den unzutreffenden Eindruck för- 
dern könnte, dass Grundlage des Urteils eine quasi vertrag- 
lich bindende Vereinbarung wäre. Die Verfahrensbeteiligten 
werden in ihrer Befugnis und Entscheidung, gegen ein Urteil 
Rechtsmittel einzulegen, nicht beschränkt. Das Gericht kann 
nur eingeschränkt an seine Zusagen im Zusammenhang mit 
einer Verständigung gebunden werden. 
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Die gesetzliche Normierung der Verständigung im Strafver- 
fahren trägt der Entwicklung in der Praxis Rechnung. Sie 
soll in Übereinstimmung mit der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts und der Rechtssprechung des Bundes- 
gerichtshofes die dabei zu beachtenden rechtsstaatlichen 
Anforderungen gewährleisten und insbesondere auch sicher- 
stellen, dass der Boden für eine schuldangemessene Strafe 
nicht verlassen wird. 

Die Vorschrift legt außerdem fest, was Gegenstand einer 
Verständigung sein darf und was nicht. 

Außerdem werden Einzelheiten für das Verständigungsver- 
fahren und die Folgen für das Handeln der Beteiligten fest- 
gelegt. Dazu gehören die Umstände, unter denen das Gericht 
einen Strafrahmen angeben kann, die Voraussetzungen, un- 
ter denen eine Verständigung zustande kommt und unter de- 
nen die Bindung des Gerichtes an eine Verständigung ent- 
fällt, sowie die Folgen bei Wegfall dieser Bindung, die im 
Sinne einer Unverwertbarkeit des im Vertrauen auf eine Ver- 
ständigung abgelegten Geständnisses geregelt werden. 

Geregelt werden außerdem Mitteilungs- und Belehrungs- 
pfhchten des Gerichtes. 

Eine Verständigung kann außerhalb der Hauptverhandlung 
zwischen den Verfahrensbeteiligten vorbereitet werden. Un- 
verzichtbar ist aber, darüber Transparenz in der Hauptver- 
handlung herzustellen. Der neue Absatz 4 von § 243 regelt 
entsprechende Mitteilungspflichten des Vorsitzenden. 

Von erheblicher Bedeutung für den - auch in der Revision 
nachvollziehbaren - Gang zu und Inhalt von Verständigun- 
gen ist es, entsprechende Protokollierungspflichten aufzu- 
stellen. Dem dient die Neufassung von § 273. 

Sollten die Vorschläge zu diesen erweiterten Belehrungs-, 
Mitteilungs- und Protokollierungspflichten Gesetz werden, 
wäre es für die Praxis sicher hilfreich, wenn die geläufigen 
Formblätter über die Beachtung der Förmlichkeiten in der 
Hauptverhandlung dementsprechend angepasst würden. 

Weiteres wesentliches Element sind die Fragen, die mit dem 
Rechtsmittelverzicht im Rahmen einer Verständigung Zu- 
sammenhängen. Nach § 257c Absatz 2 Satz 3 darf die An- 
kündigung, auf Rechtsmittel zu verzichten, nicht Gegen- 
stand einer Verständigung sein. Diese Vorschrift wird durch 
zwei weitere Vorschriften abgesichert. In § 302 Absatz 1 
wird festgelegt, dass ein Rechtsmittelverzicht unwirksam ist, 
wenn dem Urteil eine Verständigung zugrunde liegt, es sei 
denn, der Betroffene wäre nach § 35a Satz 3 belehrt worden. 
Diese ebenfalls neu geschaffene Belehrungspflicht in § 35a 
knüpft an die Entscheidung des Großen Strafsenates des 
Bundesgerichtshofes vom 3. März 2005 an und legt fest: Ist 
dem Urteil eine Verständigung vorausgegangen, ist der Be- 
troffene auch darüber zu belehren, dass er in jedem Fall frei 
in seiner Entscheidung ist, ein Rechtsmittel einzulegen. 

Der Entwurf regelt darüber hinaus die Möglichkeit von Er- 
örterungen zwischen den jeweils die Verfahrensherrschaft 
innehabenden Stellen der Justiz und den Verfahrensbeteilig- 
ten über den Stand und den Fortgang des Verfahrens 
(§§ 160b, 202a, 212, 257b StPO-E) und beschränkt sich da- 
mit nicht auf die Verständigung allein. 

Für das Ermittlungsverfahren wird ein neuer § 160b einge- 
führt, der es der Staatsanwaltschaft ermöglicht, den Stand 


des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten zu erörtern, so- 
weit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. 

Die dazu korrespondierende Noriu im Eröffnungsverfahren 
ist ein neuer § 202a, der diese Option dem Gericht eröffnet, 
wenn es die Eröffnung des Hauptverfahrens erwägt. 

Abschließende Glieder dieser Kette von Vorschriften, die 
nicht zuletzt darauf zielen, dass sich die Verfahrensbeteilig- 
ten nicht voneinander abschotten, sondern da, wo es für das 
Verfahren geeignet erscheint, eine gemeinsame Aussprache 
suchen, sind für das Stadium nach Eröffnung des Hauptver- 
fahrens der neue § 212 und für die Hauptverhandlung der 
neue § 257b. Im Stadium des Eröffnungsverfahrens und 
nach Beginn des Hauptverfahrens werden ein bedeutender 
Bestandteil solcher Gespräche sicherlich auch Erörterungen 
über die grundsätzliche Möglichkeit einer Verständigung 
sein, ohne dass dies im Gesetz ausdrücklich erwähnt werden 
müsste. 

Schließlich verzichtet dieser Gesetzentwurf bewusst darauf, 
nach vorangegangener Verständigung Rechtsmittel auszu- 
schließen oder einzuschränken, wie dies im Gesetzentwurf 
des Bundesrates (Bundestagsdrucksache 16/4197) für den 
völligen Ausschluss der Berufung und die Beschränkung der 
Rügemöglichkeiten in der Revision vorgesehen ist. 

Dafür gibt es eine Reihe von guten Gründen: 

Deren erster ist ein dogmatischer: Dieser Gesetzentwurf in- 
tegriert die Verständigung als fonnalisierten Ablauf in das 
geltende Strafprozessrecht, ohne die das Strafverfahren prä- 
genden Grundsätze, wie insbesondere die Aufklärung des 
Sachverhaltes von Amts wegen und zur vollen Überzeugung 
des Gerichtes als Grundlage des Urteils, anzutasten. Demge- 
genüber besteht ein Argumentationsmuster derjenigen, die 
Rechtsmittel ausschließen oder beschränken wollen, darin, 
dass Basis des Urteils der „Konsens“ der an einer Verständi- 
gung Beteiligten sei. 

Außerdem kann eine vollumfängliche Kontrolle durch das 
Revisionsgericht einen unterstützenden Beitrag dazu leisten, 
dass Verständigungen in erster Instanz wirklich so ablaufen, 
wie es den Vorgaben des Gesetzgebers entspricht. Zum einen 
dient dies der Gleichmäßigkeit der Anwendung und Fortent- 
wicklung des Rechtes in einem Bereich, für den die Beglei- 
tung durch die höchstrichterliche Rechtsprechung nur vor- 
teilhaft sein karm. Zum anderen belegt eine Vielzahl der 
Entscheidungen des Bundesgerichtshofes zur Verständi- 
gung, die ergingen, nachdem dieser in ausgiebiger Recht- 
sprechung bereits höchstrichterliche Vorgaben gemacht 
hatte, dass gerade in diesem Bereich eine Lockerung der 
revisionsrechtlichen Nachprüfung nicht sachgerecht wäre. 

Schließlich bedingen auch die mit diesem Gesetzentwurf 
vorgeschlagenen Verfahrensabläufe bei einer Verständigung 
eine sichernde Kontrolle durch das Revisionsgericht. Dies 
betrifft nicht zuletzt die Regelungen in § 257c Absatz 4 zum 
Wegfall der Bindung des Gerichtes an eine Verständigung. 

II. Besonderheiten im Jugendstrafverfahren und 
im Bußgeldverfahren 

Über § 2 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) finden die Vor- 
schriften des allgemeinen Strafverfahrensrechts im Jugend- 
strafrecht nur Anwendung, soweit ihnen nicht Vorschriften 
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des JGG oder allgemeine jugendstrafrechtliche Grundsätze 
entgegenstehen. 

Im Jugendstrafverfahren dürften Absprachen über das Pro- 
zessverhalten des Angeklagten und eine dadurch bedingte 
Festlegung der Sanktionshöhe oder der Sanktionsentschei- 
dung de lege lata nur in besonderen Ausnahmenfällen Vor- 
kommen, da ihnen die besonderen jugendstrafrechtlichen 
Strafzumessungsregeln und Aspekte des Erziehungsgedan- 
kens in der Regel entgegenstehen werden. Als völlig ausge- 
schlossen werden sie in Rechtsprechung und Literatur aller- 
dings auch im Jugendstrafrecht nicht angesehen. 

Es wäre deshalb nicht angemessen, die vorgeschlagenen Re- 
gelungen über Verständigungen im Strafverfahren für das 
Jugendstrafrecht insgesamt als nicht anwendbar zu erklären. 
Die Jugendgerichte werden aber bei entsprechender Sach- 
lage im Einzelfall sorgfältig zu prüfen haben, ob eine „Ver- 
ständigung“ auch unter Beachtung der jugendstrafrecht- 
lichen Grundsätze ausnahmsweise möglich ist. Anknüp- 
fungspunkt ist hierfür der Begriff der „geeigneten Fälle“ 
(vgl. § 257c Absatz 1 StPO-E). Im Jugendstrafrecht wird die 
Eignung zumeist fehlen, zumal es unter erzieherischen Ge- 
sichtspunkten regelmäßig problematisch sein dürfte, die 
Sanktionsentscheidung zum Gegenstand einer durch gegen- 
seitige Zugeständnisse geprägten und im Bewusstsein des 
oder der Jugendlichen möglicherweise quasi „ausgehandel- 
ten“ Verständigung zu machen. Dabei ist zu beachten, dass 
die im erzieherisch geprägten Jugendstrafverfahren häufig 
angezeigte Erörterung der in Betracht kommenden Sanktio- 
nen mit dem Beschuldigten und das Hinwirken auf dessen 
Mitwirkungsbereitschaft bei deren Umsetzung keine „Ver- 
ständigung“ im Siime der vorliegenden Regelungen darstel- 
len. Das Jugendstrafrecht zielt auf Einsicht in das begangene 
Unrecht und eine grundsätzliche Akzeptanz der Sanktion 
durch den Betroffenen ab. Insbesondere bei verschiedenen 
ambulanten Maßnahmen ist dessen Mitwirkungsbereitschaft 
wünschenswert, wenn nicht sogar erforderlich. Eine diesbe- 
zügliche Vorabklärung setzt aber in der Regel nicht das Pro- 
zessverhalten und die Sanktionsentscheidung in eine wech- 
selseitige Beziehung wie bei der Verständigung im Siime des 
§ 257c StPO. 

Wird eine Verständigung im Sinne der strafprozessualen 
Vorschriften im Jugendstrafverfahren vorgenommen, stellt 
dies - insbesondere in Strafverfahren gegen jugendliche An- 
geklagte - in aller Regel einen Fall der notwendigen Vertei- 
digung dar. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten - weim auch aus an- 
deren Gründen - im Wesentlichen ebenso für das Bußgeld- 
verfahren (zu den Einzelheiten siehe die Begründung zu 
Artikel 2). 


III. Gesetzgebungskompetenz; Vereinbarkeit 
mit EU-Reeht 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (gericht- 
liches Verfahren). 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union vereinbar. 


IV. Kosten und Preise 

Haushaltsausgaben entstehen weder für den Bund noch für 
die Länder. 

Für die Wirtschaft entstehen keinerlei Kosten. Auswirkun- 
gen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbe- 
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

V. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer 
Bedeutung 

Die Regelungen sind inhaltlich geschlechtsneutral. Auswir- 
kungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht 
zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Hinblick auf den zu Beginn des fünften Abschnittes neu ein- 
gefügten § 212. 

Zu Nummer 2 (§ 35a) 

Der neue Satz 3 greift eine wesentliche Aussage der Ent- 
scheidung des Großen Strafsenates des Bundesgerichtshofes 
(BGH) vom 3. März 2005 auf. Ausgangspunkt dieser Rege- 
lung ist, dass bereits die Ankündigung eines Rechtsmittel- 
verzichtes (vgl. dazu Nummer 8, § 257c Absatz 2 Satz 3) 
nicht Gegenstand einer Verständigung sein darf. Die hier neu 
geschaffene Belehrung stellt eine wesentliche Absicherung 
dieses Grundsatzes dar. 

Zum Inhalt dieser „qualifizierten Belehrung“ hat der Große 
Strafsenat des Bundesgerichtshofes (NJW 2005, S. 1440, 
1446) ausgeführt: 

„Qualifizierte Belehrung bedeutet, dass der Betroffene vom 
Gericht ausdrücklich dahin zu belehren ist, dass er ungeach- 
tet der Urteilsabsprache und ungeachtet der Empfehlung der 
übrigen Verfahrensbeteiligten, auch seines Verteidigers, in 
seiner Entscheidung frei ist, Rechtsmittel einzulegen. Er ist 
darauf hinzuweisen, dass ihn eine - etwa im Rahmen einer 
Urteilsabsprache abgegebene - Ankündigung, kein Rechts- 
mittel einzulegen, weder rechtlich noch auch sonst bindet, 
dass er also nach wie vor frei ist, gleichwohl Rechtsmittel 
einzulegen. Ferner kann es sich empfehlen, dem Angeklag- 
ten Gelegenheit zu einem ausführlichen Beratungsgespräch 
mit seinem Verteidiger zu geben und auch diesen Vorgang zu 
protokollieren (. . .). 

Es wird in der Verantwortung der Tatrichter stehen, dass die- 
ses Korrektiv der qualifizierten Belehrung nicht etwa als nur 
formelhafte, tatsächlich nicht ernst gemeinte Prozesshand- 
lung ausgestaltet wird.“ 

Ist diese qualifizierte Belehrung unterblieben und ist deshalb 
der Rechtsmittelverzicht des Betroffenen nicht wirksam er- 
folgt (vgl. hierzu Nummer 1 1, § 302 Absatz 1 Satz 2 — neu), 
kann der Betroffene noch Rechtsmittel einlegen, allerdings 
nur innerhalb der Rechtsmitteleinlegungsfrist. Einer unbe- 
fristeten Möglichkeit zur Rechtsmitteleinlegung steht ent- 
gegen, dass die Frage der Rechtskraft wegen der mit ihr 
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verbundenen weit reichenden Folgen durch eine klare Fris- 
tenregelung eindeutig geklärt sein muss, die durch die 
Rechtsmitteleinlegungsfrist bestimmt wird. Der Rechtsmit- 
telberechtigte, der auf Rechtsmittel verzichtet hat, nachdem 
ihm die Rechtsmittelbelehrung ohne qualifizierte Belehrung 
erteilt worden ist, darf zudem insoweit nicht besser stehen als 
derjenige, der keinen Rechtsmittelverzicht erklärt hat (Gro- 
ßer Strafsenat des Bundesgerichtshofes, a. a. O.). 

Zu Nummer 3 (§ 44) 

Es handelt sich um eine Folgeregelung zur Neufassung des 
§ 35a. Die Vermutung einer unverschuldeten Versäumung 
der Rechtsmittelfrist ist - wie bisher - sachgerecht in den 
Fällen, in denen der Betroffene über die wesentlichen Förm- 
lichkeiten zur Einlegung von Rechtsmitteln nicht informiert 
wurde. Dieser Grundsatz lässt sich aber nicht übertragen auf 
eine unterbliebene Belehrung über die Freiheit zur Einle- 
gung von Rechtsmitteln nach dem neuen § 35a Satz 3 StPO. 

Bei erfolgter Rechtsmittelbelehrung, aber ohne „qualifizierte 
Belehrung“ gilt für die Wiedereinsetzung gegen die Versäu- 
mung der Frist zur Rechtsmitteleinlegung demnach: Die ge- 
setzliche Vermutung des § 44 Satz 2 StPO kommt für die un- 
terbliebene qualifizierte Belehrung nicht zur Anwendung. 
Die Vermutung gilt nur für die unterbliebene Rechtsmittel- 
belehrung nach § 35a Satz 1, 2 StPO, welcher die notwendi- 
ge Kenntnis des Rechtsmittelberechtigten von den zu wah- 
renden Förmlichkeiten effektiv absichem soll. Denn der 
Rechtsmittelverzicht eines Betroffenen nach einer Urteils- 
absprache wird - und zwar selbst, wenn diese unzulässiger- 
weise die Frage eines Rechtsmittelverzichts einbezogen ha- 
ben sollte - häufig darauf beruhen, dass der Betroffene das 
Ergebnis der gefundenen Verständigung als dauerhaft akzep- 
tiert und eine Rechtsmittelüberprüfung gar nicht wünscht. 
Eine abweichende Lösung würde die im Interesse der 
Rechtssicherheit nicht hinnehmbare Gefahr bergen, Rechts- 
mittelmöglichkeiten ohne gebotene Fristgrenzen allzu leicht 
auch nach bloßem späterem Motivwechsel hinsichtlich der 
Rechtsmitteldurchführung zu eröffnen (Großer Strafsenat 
des BGH, NJW 2005, S. 1440, 1446). 

Zu Nummer 4 (§ 160b) 

Diese Vorschrift lehnt sich - in geänderter Forai - an einen 
Vorschlag an, den die seinerzeitige Bundesregierung im Ent- 
wurf eines Opferrechtsreformgesetzes in der 15. Legislatur- 
periode vorgelegt hatte (Bundestagsdrucksache 15/2536). 
Die Zielsetzung ist weiterhin, dass die Gesprächsmöglich- 
keiten zwischen Staatsanwaltschaft und Verfahrensbeteilig- 
ten gefördert werden und damit - wo dies Aufgabe und 
Funktion des Strafverfahrens zulassen - ein offenerer Ver- 
handlungsstil unterstützt wird, der - sachgerecht eingesetzt - 
das Verfahren insgesamt fördern kann. 

Dem nunmehr gewählten, präziseren, Begriff der „Verfah- 
rensbeteiligten“ (anstelle der „Beteiligten“) liegt eine funk- 
tionale Betrachtungsweise zu Grunde. Verfahrensbeteiligte 
sind danach grundsätzlich die Personen oder Stellen, die 
„nach dem Gesetz eine Prozessrolle ausüben, d. h. durch ei- 
gene Willenserklärungen im prozessualen Sinn gestaltend 
als Prozesssubjekt mitwirken müssen oder dürfen“ (vgl. 
Meyer-Goßner, StPO, 51. Aufl., Einl. Rn. 71). 


Der Begriff der „Verfahrensbeteiligten“ findet sich in diesem 
Gesetzentwurf wieder bei den Erörterungen nach den 
§§ 202a, 212 und 257b sowie in § 257c. Er ist für jeden Ver- 
fahrensabschnitt unter Zugrundelegung der vorgenannten, 
grundsätzlichen Definition und nach Sinn und Zweck der je- 
weiligen Norm, der Geeignetheit, das Verfahren zu fördern, 
zu bestimmen. 

Daraus folgt, dass Verfahrensbeteiligte in jedem Abschnitt 
des Strafverfahrens der Beschuldigte (bzw. der Angeschul- 
digte oder Angeklagte) und seine Verteidigung sind, begin- 
nend mit dem Eröffnungsverfahren auch die Staatsanwalt- 
schaft. 

Für nebenklageberechtigte Personen ist eine differenzierte 
Betrachtungsweise geboten. Auch wenn sie ihre Anschluss- 
erklärung bereits während des Ermittlungsverfahrens abge- 
geben haben, wird der Anschluss erst mit Erhebung der 
öffentlichen Klage wirksam. Diese rechtstechnische Rege- 
lung, die ihren Grund darin hat, dass sich die nebenklagebe- 
rechtigte Person der „erhobenen öffentlichen Klage“ an- 
schließen karm (§ 395 Absatz 1), ist kein hinreichender 
Grund, diese Personen nicht unter den Begriff der „Verfah- 
rensbeteiligten“ nach § 160b zu subsumieren. Denn bei Er- 
örterungen im Ermittlungsverfahren werden nicht selten 
Weichenstellungen getroffen werden, die auch Auswirkun- 
gen auf das Verfahren nach Erhebung der öffentlichen Klage 
haben. Die der nebenklageberechtigten Person nach Wirk- 
samwerden des Anschlusses zustehende Verfahrensstellung 
würde unangemessen verkürzt, würde sie vom Kreis der Ver- 
fahrensbeteiligten nach § 160b ausgeschlossen. 

Anderes muss nach Sinn und Zweck der auch auf eine Er- 
örterung des Verfahrensstandes mit dem Ziel einer Verfah- 
rensförderung gerichteten Vorschläge zu den §§ 202a, 212 
und 257b sowie der zentralen Vorschrift zur Verständigung 
in der Hauptverhandlung - § 257c - in diesen Verfahrens- 
abschnitten gelten. Nur wenn die nebenklageberechtigte 
Person bis zu diesen Verfahrenszeitpunkten ihren Anschluss 
erklärt und damit ihr Interesse an der Wahrnehmung ihrer 
Verfahrensrechte erklärt hat, ist es gerechtfertigt, ihr die 
Rolle eines Verfahrensbeteiligten im Sinne dieser Vorschrif- 
ten einzuräumen. 

Verfahrensbeteiligte ist auch die Finanzbehörde in Steuer- 
strafverfahren. Dieser sind - beginnend mit dem Eröffnungs- 
verfahren - während des gesamten gerichtlichen Verfahrens 
die Verfahrensrechte nach § 407 Absatz 1 der Abgabenord- 
nung (AO) eingeräumt. Damit ist sie im Sinne der §§ 202a, 
212, 257b, 257c verfahrensbeteiligt. Im Vorgriff darauf, aber 
auch wegen der Rechte, die der Finanzbehörde in von der 
Staatsanwaltschaft wegen Steuerstraftaten geführten Ennitt- 
lungsverfahren nach § 403 AO zustehen, ist sie auch Verfah- 
rensbeteiligte im Sinn von § 160b. 

Die durch eine Straftat verletzte Person als solche ist grund- 
sätzlich kein Verfahrensbeteiligter im Sinne der genannten 
Vorschriften. Soweit ihr nach Maßgabe der §§ 406d bis 406h 
Rechte im Verfahren eingeräumt sind, handelt es sich nicht 
um prozessuale Gestaltungsrechte, sondern um Informa- 
tions- und Schutzrechte. Verfahrensbeteiligte im Sinne der 
genannten Vorschriften sind auch nicht Zeugen, die am 
Prozess zwar durch Wissens-, nicht aber gestaltende Willens- 
bekundungen teilnehmen. 

Der Gegenstand solcher Erörterungen beschränkt sich nicht 
auf eine bloße „Bestandsaufnahme“ der Ermittlungen. Der 
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Zusatz der „Geeignetheit zur Verfahrensforderung“ verdeut- 
licht, dass auch der weitere Fortgang des Strafverfahrens ein- 
geschlossen ist. Solche Gespräche können damit mit unter- 
schiedlicher Zielrichtung geführt werden. So kann das 
Gespräch z. B. dazu dienen, den Ablauf des weiteren Verfah- 
rens zu erörtern und zu strukturieren, eine Verfahrensbeendi- 
gung nach § 153a herbeizuführen oder Vorbereitung für 
einen Täter-Opfer-Ausgleich sein. 

Die konkrete Form für solche Erörterungen wird nicht vor- 
geschrieben. Diese zu bestimmen liegt in der sachgerechten 
Verfahrensgestaltung der Staatsanwaltschaft. Wenn auch 
mündliche Anhörungen oftmals förderlich sein werden, sind 
auch telefonische Erörterungen nicht ausgeschlossen, die 
z. B. bei sonst bestehenden Terminschwierigkeiten sachge- 
recht sein können. 

Bei diesen Erörterungen müssen nicht alle Verfahrensbetei- 
ligten anwesend oder beteiligt sein. Auch ist es nicht zwin- 
gend geboten, alle Verfahrensbeteiligten gleichzeitig anzu- 
hören. Die Frage, wer an einem Gespräch teilhaben soll, 
hängt vom jeweiligen Einzelfall und der Zielsetzung des Ge- 
spräches ab. Dies ist von der Staatsanwaltschaft zu entschei- 
den. 

Die Vorschrift ist nicht mehr als „Soll“ sondern als „Kann“ 
Regelung ausgestaltet. Damit wird den Besorgnissen Rech- 
nung getragen, die einige der zu dem früheren Regelungsvor- 
schlag abgegebenen Stellungnahmen dahingehend geäußert 
hatten, dass die Verfahrensherrschaft der Staatsanwaltschaft 
zu stark kanalisiert werde. 

Da eine solche Erörterung einen Punkt darstellt, der für alle 
daran Beteiligten durchaus gewichtig sein kann, besonders 
im Hinblick auf die dabei möglicherweise erzielten Ergeb- 
nisse und den weiteren Verfahrensverlauf, wird vorgeschla- 
gen, den wesentlichen Inhalt dieser Erörterung aktenkundig 
zu machen. Damit kann nicht zuletzt möglichen späteren 
Streitigkeiten über das Ob und Wie solcher Gespräche vor- 
gebeugt werden. 

Diese Regelung steht zwar nicht in unmittelbarem Zusaru- 
menhang mit dem Gegenstand der Verfahrensabsprache im 
Strafprozess, die zu diesem frühen Zeitpunkt und außerhalb 
der Beteiligung des Gerichtes noch nicht luöglich ist. Sie ist 
in diesen Gesaiutzusammenhang aber insoweit einzuordnen, 
als es auch hier um die Aufnahme kommunikativer Elemente 
geht, die - naturgemäß beschränkt auf geeignete Fälle - auch 
iiu Stadium des Ermittlungsverfahrens, sei es im Wege einer 
Erörterung des späteren Prozessstoffes oder einer Erörterung 
möglicher Erledigungsformen im Ermittlungsverfahren, 
dem Verfahren förderlich sind. 

Zu Nummer 5 (§ 202a) 

Mit dieser Vorschrift wird es deiu Gericht emiöglicht, den 
Stand des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten (zu dem 
Begriff vorstehend bei § 160b) zu erörtern, soweit dies 
geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. Auch hier ist 
- vgl. dazu die Erläuterung zu § 160b - der wesentliche 
Inhalt der Erörterung aktenkundig zu machen. Gegenstand 
einer solchen Erörterung kann es auch sein, Möglichkeit und 
Uiustände einer Verständigung im Hauptverfahren zu be- 
sprechen. Dies ist ein Unterfall der „Erörterung des Standes 
des Verfahrens“ und bedarf keiner gesonderten Heraushe- 
bung, die den wesentlich weiter gespannten Ansatz dieser 


Vorschrift nicht einengen sollte. Denn es wird in diesen Ge- 
sprächen auch um Fragen gehen, die für das Eröffnungsver- 
fahren selbst noch von Bedeutung sind oder die - abseits von 
einer Verständigung - der Strukturierung des Hauptverfah- 
rens dienen. 

Die Besetzung des „Gerichtes“ folgt den allgemeinen Re- 
geln. Damit ist im Eröffnungsverfahren die Mitwirkung von 
Schöffen ausgeschlossen. Denn den Schöffen ist die Aus- 
übung des Richteramtes - nur - während der Hauptverhand- 
lung zugewiesen (§ 30 Absatz 1, § 77 Absatz 1 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes - GVG). Davon abgesehen bezeichnet 
der Begriff des Gerichtes im Eröffnungsverfahren vor den 
Strafkammern der Landgerichte die Besetzung luit drei Be- 
rufsrichtem (§ 76 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 GVG) 
bzw. den Richter beim Amtsgericht (§ 29 Absatz 1 Satz 1 
GVG). 

Zu Nummer 6 (§ 212) 

Diese Vorschrift transferiert den Inhalt des § 202a auch in 
das Stadium nach Eröffnung des Hauptverfahrens. Da der 
5. Abschnitt „Vorbereitung der Hauptverhandlung“ nicht 
ausdrücklich auf das Stadium vor dem ersten Hauptverhand- 
lungstermin beschränkt ist, gilt diese Vorschrift auch für Er- 
örterungen, die nach Beginn der Hauptverhandlung, aber au- 
ßerhalb dieser stattfmden. 

Zu Nummer 7 (§ 243 Absatz 4) 

Ein durch die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes auf- 
gestellter und anerkannter Grundsatz ist es, dass sich eine 
Verständigung im Lichte der öffentlichen Hauptverhandlung 
offenbaren muss. Dem trägt diese Vorschrift Rechnung. Die 
in den §§ 202a und 212 auf eine Verständigung gerichteten 
Vorgespräche außerhalb der Hauptverhandlung, die nach 
diesen Vorschriften nicht nur erlaubt, sondern durchaus ge- 
boten sein können, werden damit auch in der Öffentlichkeit 
der Hauptverhandlung transparent. Diese Mitteilungspflicht 
gilt auch für diesbezügliche Erörterungen, die nach Beginn, 
aber außerhalb der Hauptverhandlung, stattgefunden haben. 

Zu Nummer 8 (§§ 257b, 257c) 

Zu § 257b 

Diese Vorschrift führt den in den §§ 160b, 202a - neu - an- 
gelegten Gedanken eines transparenten Verfahrensstils in die 
Hauptverhandlung ein. Wie bei den vorgenarmten Vorschrif- 
ten ist auch hier der Ansatzpunkt, solche Erörterungen 
durchzuführen, soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren 
zu fördern. 

Das dient sowohl dem Interesse des Gerichtes, z. B. eine 
möglichst effiziente und zweckgerichtete weitere Gestaltung 
des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten zu besprechen, 
wie auch den Interessen der anderen Verfahrensbeteiligten 
daran, ihr weiteres Prozessverhalten möglichst sachgerecht 
zu gestalten. 

Verfahrensbeteiligte sind die Personen und Stellen, die im 
Hinblick auf den Anklagevorwurf in der Hauptverhandlung 
mit eigenen Verfahrensrechten ausgestattet sind. Auf die Er- 
läuterungen zu § 160b wird Bezug genommen. 

Gegenstand einer solchen Erörterung kann auch die Angabe 
einer Ober- und Untergrenze der nach gegenwärtigem Ver- 
fahrensstand zu erwartenden Strafe durch das Gericht sein. 
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Es können z. B. aber auch Gespräche über eine einstweilige 
Bewertung von Zeugenaussagen oder anderen Beweiserhe- 
bungen sein. 

Mit dieser Vorschrift wird auch klargestellt, dass sich das 
Gericht durch die Bekanntgabe seiner Einschätzung des Ver- 
fahrensstandes nicht dem Vorwurf der Befangenheit aus- 
setzt. 

Eine Regelung der Verständigung enthält § 257b hingegen 
nicht. Die Vorschrift beschränkt sich auf kommunikative 
Elemente, die der Transparenz und Verfahrensförderung die- 
nen, aber nicht auf eine einvemehmliche Verfahrenserledi- 
gung gerichtet sind. Diese ist in § 257c gesondert geregelt. 

Das „Gericht“ im Sinne dieser Vorschrift bezeichnet - den 
allgemeinen Regelungen der Strafprozessordnung entspre- 
chend - die Gesamtheit der Richter einschließlich der Schöf- 
fen. Die Verhandlungsleitung bei solchen Gesprächen ob- 
liegt gemäß den allgemeinen Bestimmungen des § 238 
Absatz 1 StPO dem Vorsitzenden. 

Zu § 257c 

Diese Vorschrift ist die zentrale Norm für die Verständigung 
im Strafverfahren. 

Absatz 1 Satz 1 räumt dem „Gericht“ - vgl. zu diesem Be- 
griff die Erläuterungen zu § 257b - die Befugnis ein, sich in 
geeigneten Fällen in der Hauptverhandlung mit den Verfah- 
rensbeteiligten (vgl. zu diesem Begriff die Erläuterung zu 
§ 257b) über den weiteren Fortgang und das Ergebnis des 
Verfahrens zu verständigen, bezogen auf und beschränkt 
durch die Modalitäten der nachfolgenden Absätze dieser 
Vorschrift. Ein alleiniges Initiativrecht des Gerichtes zu 
einer Verständigung ist damit nicht verbunden. Selbstver- 
ständlich können die Verfahrensbeteiligten entsprechende 
Anregungen Vorbringen, die allerdings für das Gericht eben- 
so wenig bindend sind wie eine Anregung des Gerichtes zu 
einer Verständigung für die Verfahrensbeteiligten. Indem die 
Vorschrift dem Gericht eine solche Befugnis einräumt, regelt 
sie zugleich, dass der Vorwurf einer Befangenheit des Ge- 
richtes mit einem solchen Vorgehen nicht verbunden sein 
kaim. 

Der Begriff der „Verständigung“ ist im allgemeinen Sprach- 
gebrauch hinreichend präzise erfasst. Er muss hier nicht neu 
definiert werden. Sein wesentliches Merkmal ist der Begriff 
des Einvernehmens. 

Wann ein „geeigneter Fall“ vorliegt, hängt von den konkre- 
ten Umständen ab. Zum Jugendstrafverfahren wird auf die 
Begründung im Allgemeinen Teil unter II. Bezug genom- 
men. Zu beachten ist stets, dass das „Gericht nicht vorschnell 
auf eine Urteilsabsprache ausweichen darf, ohne zuvor 
pflichtgemäß die Anklage tatsächlich anhand der Akten und 
insbesondere auch rechtlich überprüft zu haben . . .“ (Großer 
Strafsenat des Bundesgerichtshofes, NJW 2005, S. 1440, 
1442). 

Satz 2 stellt klar, dass auch dann, wenn der Verfahrensweg 
einer Verständigung beschritten wird, die Pflicht des Gerich- 
tes zur Aufklärung des Sachverhaltes (§ 244 Absatz 2) unbe- 
rührt bleibt. Eine Verständigung als solche kaim niemals die 
Grundlage eines Urteils bilden. Es ist weiterhin die Überzeu- 
gung des Gerichtes von dem von ihm festzustellenden Sach- 
verhalt erforderlich. 


Absatz 2 grenzt den Gegenstand einer Verständigung ein. 
Nach Satz 1 dürfen dies nur die Rechtsfolgen sein, die Inhalt 
des Urteils und der dazugehörigen Beschlüsse sein können, 
sonstige verfahrensbezogene Maßnahmen im zugrundelie- 
genden Erkenntnisverfahren sowie das Prozessverhalten der 
Verfahrensbeteiligten. 

Inhalt einer Verständigung können so - in groben Kategori- 
en - grundsätzlich die Maßnahmen sein, die das erkennende 
Gericht verfügen kaim (somit Maßnahmen, die es im Er- 
kenntnis treffen kann wie auch verfahrensbezogene Maßnah- 
men, wie Einstellungsentscheidungen und Beweiserhebun- 
gen) sowie Handlungen, die in der Sphäre des Angeklagten 
liegen, wie (der Verzicht auf) weitere Beweisanträge, ein Ge- 
ständnis oder die Zusage von Schadenswiedergutmachung 
(Letzteres selbstverständlich bezogen auf eine angemessene 
Wiedergutmachung im Rahmen des Strafzumessungsrechtes 
und bezogen auf das gegenständliche Strafverfahren); erfasst 
sind aber auch Handlungen von Staatsanwaltschaft und 
Nebenklage wie z. B. (der Verzicht auf) weitere Anträge im 
Prozessverlauf. 

Das Beweisantragsrecht aller Verfahrensbeteiligten und die 
Sachaufklärungspflicht des Gerichtes bleiben allerdings 
stets insoweit unberührt, als der Verzicht auf (weitere) Be- 
weisanträge und Beweiserhebungen sich nicht außerhalb 
dessen bewegen können, was durch die unverändert geltende 
Sachaufklärungspflicht des Gerichtes bestimmt ist. 

Dazu gehört auch, dass keine unsachgemäße Verknüpfung 
des jeweils angesonnenen oder in Aussicht gestellten Verhal- 
tens stattfmden darf. Dies widerspräche sowohl der Verfah- 
rensfairness als auch dem grundlegenden Umstand, dass die 
Regelungen zur Verständigung einen Verfahrensweg vorge- 
ben, aber sowohl prozessuale Grundsätze wie u. a. die 
Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung des Gerichtes und die 
Verteidigungsrechte des Angeklagten als auch die Grundsät- 
ze der Strafzumessung unberührt lassen. Ausgeschlossen ist 
damit z. B. die Zusage eines bestimmten Strafrahmens durch 
das Gericht bei Verzicht des Angeklagten auf weitere Be- 
weisanträge. 

Entscheidungen, die in andere Verantwortlichkeit als derje- 
nigen fallen, die am Erkenntnisverfahren beteiligt sind oder 
Prozesssituationen außerhalb des gegenständlichen Erkennt- 
nisverfahrens betreffen (wie z. B. Entscheidungen im Straf- 
vollstreckungsverfahren oder Entscheidungen in Strafver- 
fahren, die bei anderen Gerichten anhängig sind) sind damit 
ausgeschlossen. 

Nicht ausgeschlossen ist aber, dass die Staatsanwaltschaft 
Zusagen im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse zur Sach- 
behandlung in anderen, bei ihr anhängigen Ermittlungsver- 
fahren gegen den Angeklagten, wie z. B. eine Einstellung 
nach § 1 54 StPO, abgibt. Solche Zusagen können aber natur- 
gemäß nicht an der Bindungswirkung teilnehmen, die eine 
zustande gekommene Verständigung nach Maßgabe der 
Absätze 4 und 5 für das Gericht entfaltet. 

Satz 2 legt fest, dass Bestandteil jeder Verständigung ein Ge- 
ständnis sein soll. Das folgt daraus, dass Kern einer Verstän- 
digung, die sinnvoller Weise das Bestreben verfolgt, das Ver- 
fahren unter frühzeitiger Transparenz und in gesetzlich 
festgelegtem Maße auch Verlässlichkeit, ohne unnötigen 
Zeitverzug zum Abschluss zu bringen, die für die Sachver- 
haltsaufklärung und Strafzumessung bedeutsamen Fragen 
sein müssen. Auf eine Festlegung der erforderlichen „Quali- 
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tät“ eines Geständnisses im Gesetzestext wird bewusst ver- 
zichtet. Zu mannigfaltig sind die denkbaren Fallgestaltun- 
gen. Zusätzliche Kriterien wie die Umfassendheit oder 
Nachprüfbarkeit eines Geständnisses wären zu unbestimmt 
und könnten Besonderheiten des Einzelfalles nicht ausrei- 
chend Rechnung tragen. So sind z. B. Konstellationen denk- 
bar, in denen - z. B. bei bedingt aussagekräftiger Kette ande- 
rer Beweise - eine umfängliche Nachprüfbarkeit nicht voll 
gewährleistet sei karm. Dabei darf auch der Gesichtspunkt 
des Opferschutzes nicht vernachlässigt werden. So sind Fälle 
denkbar, in denen die umfängliche Nachprüfbarkeit eines 
Geständnisses nur durch die Aussage des Opfers in der 
Hauptverhandlung ermöglicht werden könnte - eine Kon- 
stellation, die dem Bestreben zuwiderlaufen würde, dem 
Opfer eine (erneute) Vernehmung im gerichtlichen Verfah- 
ren und damit eine Wiederholung seiner Traumatisierung zu 
ersparen. 

Allgemein geltende Richtschnur kann damit nur sein, dass 
das Gericht, gebunden an seine Pflicht zur Aufklärung des 
Sachverhaltes (vgl. dazu auch im Rahmen von Verständigun- 
gen Absatz 1 Satz 2), das Geständnis in Bezug auf die An- 
forderungen dieser Aufklärungspflicht für genügend erach- 
tet. Dazu hat der Bundesgerichtshof ausgeführt: 

„Das bei einer Urteilsabsprache in der Regel abgelegte Ge- 
ständnis muss auf seine Zuverlässigkeit überprüft werden. 
Das Gericht muss von seiner Richtigkeit überzeugt sein. 
Dazu muss das selbst belastende, keinen besonderen Zwei- 
feln im Einzelfall unterliegende Geständnis wenigstens so 
konkret sein, dass geprüft werden kann, ob es derart im Ein- 
klang mit der Aktenlage steht, dass sich hiernach keine wei- 
tergehende Sachaufklärung aufdrängt. Ein bloßes inhalts- 
leeres Formalgeständnis reicht hingegen nicht aus ..." 
(Großer Strafsenat des Bundesgerichtshofes, NJW 2005, 
S. 1440, 1442). Der Dritte Strafsenat des Bundesgerichts- 
hofes (3 StR 415/02) hat in seinem Urteil vom 26. Januar 
2006 (dort S. 4) insoweit ausgeführt: 

„Nach dem Vortrag der Revision, der durch die Urteilsgrün- 
de und das Hauptverhandlungsprotokoll bestätigt wird, hat 
der Angeklagte, nachdem die Strafkammer eine Freiheits- 
strafe von ... ,bei Rechtsmittelverzicht“ zugesagt hatte, 
durch seinen Verteidiger die Anklagevorwürfe als richtig zu- 
gestanden, weitere Angaben zur Sache aber nicht gemacht. 
Damit liegt ein bloßes , Formalgeständnis“ vor, das als 
Grundlage für eine Verurteilung nicht ausreichend ist . . .““. 

Satz 3 legt fest, was keinesfalls Gegenstand einer Verständi- 
gung sein darf Dies sind - entsprechend der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes - der Schuldspruch und die Ankün- 
digung, auf Rechtsmittel zu verzichten. Ohne dass dies 
besonderer gesetzlicher Erwähnung bedürfte, ist auch die 
Ankündigung ausgeschlossen, ein Rechtsmittel nicht einzu- 
legen. Gegenstand einer Verständigung dürfen auch nicht 
Maßregeln der Besserung und Sicherung sein. Diese eröff- 
nen - bei Vorliegen ihrer gesetzlichen Voraussetzungen - 
grundsätzlich keinen Entscheidungsspielraum des Gerichtes 
wie bei der Strafzumessung. 

Absatz 3 bestimmt die wesentlichen Verfahrensgänge bei 
einer Verständigung. Zunächst gibt das Gericht bekannt, 
welchen Inhalt die Verständigung nach seiner Auffassung 
haben könnte (Satz 1). Es kann dabei unter freier Würdigung 
aller Umstände des Falles sowie der allgemeinen Strafzu- 
messungserwägungen auch eine Ober- und Untergrenze der 


Strafe angeben (Satz 2). Damit ermöglicht diese Vorschrift 
die Mitteilung der gegenwärtigen Strafeinschätzung des Ge- 
richtes, die für den Angeklagten in seiner Entscheidung, sich 
auf eine Verständigung einzulassen oder nicht, von großer 
Bedeutung ist. Außerdem legt die Vorschrift fest, dass das 
Gericht bei der Angabe des Strafrahmens die allgemeinen 
Strafzumessungserwägungen und die Umstände des Einzel- 
falles nicht verlassen darf. 

Nach Satz 3 erhalten die Verfahrensbeteiligten Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegenüber dieser Äußerung des Gerich- 
tes. Eine Verständigung, deren für das Gericht bindende Fol- 
gen in Absatz 4 bestimmt sind, kommt nach Satz 4 dann 
zustande, wenn Angeklagter und Staatsanwaltschaft den 
Vorstellungen des Gerichtes zustimmen. 

Hingegen karm ein Widerspruch des Nebenklägers das 
Zustandekommen einer Verständigung nicht hindern. Denn 
der Nebenkläger hat im Strafprozess Rechte, die akzesso- 
risch an die Anklageerhebung der Staatsanwaltschaft an- 
knüpfen und ist insbesondere nicht befugt, das Urteil wegen 
der Rechtsfolgen anzugreifen (§ 400 Absatz 1 Satz 1). Ge- 
rade die Strafzumessung ist aber der wesentliche Gegen- 
stand der Verständigung, wohingegen eine Verständigung 
über den Schuldspruch ausgeschlossen ist. 

ln Absatz 4 ist geregelt, unter welchen Umständen die Bin- 
dung des Gerichtes an ein in Aussicht gestelltes Verfahrens- 
ergebnis entfällt, nachdem eine Verständigung zustande ge- 
kommen ist. Zugleich wird damit eine Bindung des 
Gerichtes für den Fall festgelegt, dass solche Umstände nicht 
vorliegen. 

Eine Bindung des Gerichtes entfällt nach Satz 1, werm es 
nachträglich zu der Überzeugung gelangt, dass der in Aus- 
sicht gestellte Strafrahmen nicht tat- oder schuldangemessen 
ist. Eingeschlossen sind damit die Fälle, in denen das Gericht 
die Sach- oder Rechtslage bei Abgabe seiner Prognose unzu- 
treffend bewertet hat. Der Grund für diese Regelung besteht 
darin, dass das Ergebnis des Prozesses stets ein richtiges und 
gerechtes Urteil sein muss. 

Eine Bindung des Gerichtes entfällt nach Satz 2 auch 
dann, wenn das weitere Prozessverhalten des Angeklagten 
nicht dem Verhalten entspricht, welches das Gericht seiner 
Prognose zu Grunde gelegt hat. 

Satz 3 regelt das „Schicksal““ des Geständnisses, das der An- 
geklagte im Rahmen einer Verständigung abgegeben hat, die 
nach den Sätzen 1 und 2 keinen Bestand hat. Entfällt die Bin- 
dung des Gerichtes an eine Verständigung nach diesen Vor- 
schriften, darf das Geständnis des Angeklagten, das er als 
seinen „Beitrag““ und im Vertrauen auf den Bestand der Ver- 
ständigung abgegeben hat, nicht verwertet werden. Damit 
wird dem Grundsatz eines auf Fairness angelegten Strafver- 
fahrens Rechnung getragen. Eingeschlossen sind damit die 
Fälle, in denen die Strafrahmenprognose des Gerichtes - ob 
schon ursprünglich oder aufgrund nachträglicher Erkennt- 
nisse - nicht zutreffend war, wie auch die Fälle, in denen das 
Gericht das Verhalten, das dem Angeklagten angesonnen 
war, nicht für ausreichend erfüllt erachtet. Logisch ausge- 
schlossen ist dabei der Fall, dass der Angeklagte ein der Ver- 
ständigung zu Grunde gelegtes Geständnis nicht abgegeben 
hat. Denn in diesem Fall gibt es kein Geständnis, das einer 
Verwertung entzogen wäre. 
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Nach Satz 4 hat das Gericht die Pflicht, unverzüglich seine 
Abweichung von einem in Aussicht gestellten Ergebnis mit- 
zuteilen, d. h. sogleich dann, wenn sich das Gericht für eine 
solche Abweichung entschieden hat. Diese unverzügliche 
Mitteilungspflicht ist erforderlich, um allen Verfahrensbetei- 
ligten die Möglichkeit zu geben, ihr weiteres Prozessverhal- 
ten auf die neue Lage abzustellen, insbesondere auch im 
Hinblick darauf, dass - um einem fairen Verfahren zu genü- 
gen - der Angeklagte unverzüglich in den Stand gesetzt wer- 
den sollte, sein weiteres Verteidigungsverhalten, z. B. die 
Stellung neuer Beweisanträge, auf die geänderte Lage einzu- 
stellen. 

Bei der Bescheidung von Beweisanträgen wird das Gericht 
die geänderte Sachlage zu berücksichtigen haben. Zum Bei- 
spiel kann die nochmalige Vernehmung eines Zeugen, der 
bereits gehört wurde, sowohl zur Sachaufklärung als auch 
zur Wahrung der Verteidigungsrechte erforderlich sein, was 
insbesondere dann nicht fern liegen wird, wenn die frühere 
Vernehmung im Hinblick auf eine in Aussicht genommene 
Verständigung im Umfang beschränkt war. 

Die Bindungs Wirkung nach Maßgabe von Absatz 4 gilt - all- 
gemeinen Grundsätzen entsprechend - nur für das Tat- 
sachengericht, das die der Verständigung zugrunde liegende 
Prognose abgegeben hat. Weder Berufungsgericht, Revi- 
sionsgericht noch das Gericht nach Zurückverweisung sind 
insoweit gebunden. 

Absatz 5 regelt Belehrungspflichten des Gerichtes, die dem 
Angeklagten die Tragweite seiner Mitwirkung an einer Ver- 
ständigung bewusst machen sollen. Sie dienen, um ein faires 
Verfahren umfassend sicherzustellen, dem Schutz des Ange- 
klagten, dem bewusst vor Augen gehalten werden soll, dass 
und unter welchen Voraussetzungen und mit welchen Folgen 
das Gericht von dem in Aussicht gestellten Ergebnis einer 
Verständigung abweichen kann. Damit wird gewährleistet, 
dass der Angeklagte eine autonome Einschätzung des mit 
seiner Mitwirkung verbundenen Risikos vornehmen karm. 

Zu Nummer 9 (§ 267) 

Die Ergänzung stellt auch für die Urteilsgründe Transparenz 
her, wenn dem Urteil eine Verständigung vorausgegangen 
ist. 

Zu Nummer 10 (§ 273) 

Die Ersetzung des Wortes „Beobachtung“ durch das Wort 
„Beachtung“ in Absatz 1 Satz 1 stellt eine Anpassung an den 
modernen Sprachgebrauch dar. 

Der neue Satz 2 in Absatz 1 stellt klar, dass auch der wesent- 
liche Ablauf und Inhalt einer Erörterung nach § 257b eine 
wesentliche Förmlichkeit der Hauptverhandlung darstellt. 

Der neue Absatz la ist ein wichtiger Baustein zur Regelung 
der Verständigung im Strafverfahren. Zum einen dient er 
dazu, sicherzustellen, dass die vom Gericht im Zusammen- 
hang mit einer Verständigung zu beachtenden Förmlichkei- 
ten durch die ausdrückliche Protokollierungsverpflichtung 
auch wirklich beachtet werden. Zum anderen wird damit 
sichergestellt, dass insbesondere im Revisionsverfahren die 
erforderliche Kontrolle der Verständigung im Strafverfahren 
möglich ist. 


Das in Satz 3 vorgesehene „Negativattest“, dass eine Ver- 
ständigung nicht stattgefunden hat, dient dazu, mit höchst 
möglicher Gewissheit und auch in der Revision überprüfbar 
die Geschehnisse in der Hauptverhandlung zu dokumentie- 
ren und auszuschließen, dass „stillschweigend“ ohne Beach- 
tung der gesetzlichen Förmlichkeiten solche Verhaltenswei- 
sen stattgefunden haben. 

Zu Nummer 11 (§ 302 Absatz 1) 

Die Änderung in Satz 1 ist redaktionell bedingt. 

Der neue Satz 2 ist eine verfahrensrechtliche Absicherung 
des Verbotes, einen Rechtsmittelverzicht zum Gegenstand 
einer Verständigung zu machen (§ 257c Absatz 2 Satz 3 
StPO-E) unter Beachtung der Vorgaben, die der Große Straf- 
senat des Bundesgerichtshofes in seiner Entscheidung vom 
3. März 2005 ausgesprochen hat. Danach kann ein Rechts- 
mittelverzicht - bei dem Urteil zu Grunde liegender Verstän- 
digung - nur dann wirksam sein, werm der Betroffene nach 
dem neu vorgeschlagenen § 35a Satz 3 StPO im Sinne der 
Entscheidung des Großen Strafsenates „qualifiziert“ belehrt 
worden ist. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten) 

Im Bußgeldverfahren gibt es in der Regel keine „geeigneten 
Fälle“ (vgl. § 257c Absatz 1 StPO-E) für eine Verständi- 
gung. Vor allem bei Verkehrsordnungswidrigkeiten, aber 
auch bei anderen Verfahrensgegenständen sind nur sehr sel- 
ten besonders schwierige und langwierige Beweiserhebun- 
gen erforderlich, weshalb z. B. auch einem Geständnis des 
Betroffenen oder dessen Verzicht auf die Stellung von Be- 
weisanträgen in der Regel eine geringe Bedeutung im Hin- 
blick auf eine zügige Verfahrenserledigung zukommt. Dem 
entspricht auch, dass das Nachtatverhalten des Betroffenen 
- anders als bei § 46 Absatz 2 StGB - bei den Zumessungs- 
kriterien für die Höhe der Geldbuße (§17 Absatz 3 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten - OWiG) nicht explizit 
genannt wird, auch wenn anerkannt ist, dass auch dieses für 
die Bemessung mit herangezogen werden kann. Zudem 
zeigt das in § 47 Absatz 3 OWiG enthaltene Verbot, eine 
Verfahrenseinstellung durch eine Geldzahlung an eine ge- 
meinnützige Einrichtung zu „erkaufen“, dass im Bußgeld- 
verfahren gerade die in Massenverfahren und damit wieder- 
um vor allem, auch im Hinblick auf die Nebenwirkung einer 
Eintragung in das Verkehrszentralregister oder die Neben- 
folge der Anordnung eines Fahrverbots, bei Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten gebotene Gleichbehandlung bei der 
Sanktionierung eine gewisse Zurückhaltung gegenüber einer 
vom Regelfall abweichenden Ahndung gebietet (vgl. auch 
§ 17 Absatz 3 Satz 2, 2. Halbsatz OWiG). Gleichzeitig eröff- 
net das im Bußgeldverfahren geltenden Opportunitätsprinzip 
bereits jetzt einen hinreichenden Spielraum, z. B. auf eine 
schwierige Sachverhaltsaufklärung, die in keinem angemes- 
senen Verhältnis zur Bedeutung der Ordnungswidrigkeit 
steht, zu verzichten und das Verfahren einzustellen (vgl. nur 
Göhler, OWiG, 14. Aufl., § 47 Rn. 4). 

Allerdings kann bei schwerwiegenden Ordnungswidrigkei- 
ten, namentlich auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts wie 
etwa bei Kartellordnungswidrigkeiten, durchaus im Einzel- 
fall eine prozessrechtliche Situation entstehen, die eine 
„Verständigung“ angezeigt erscheinen lassen kann (vgl. 
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Danneker/Biemiann, in: Immenga/Mestmäker, GWB, 
3. Auf!., vor § 81 Rn. 198, sowie Göhler, a. a. O., Rn. 20b). 
Für diese Ausnahmefalle soll eine solche Absprache zukünf- 
tig nicht untersagt werden; auf eine Regelung, die die ein- 
schlägigen Vorschriften des StPO-Entwurfs generell für un- 
anwendbar erklärt, wird daher verzichtet. Für diese wenigen 
„geeigneten Fälle“ ist es auch grundsätzlich gerechtfertigt, 
die im Strafverfahren aufgestellten prozessualen Anforde- 
rungen und Bedingungen auch im Bußgeldverfahren greifen 
zu lassen. Als eine nicht gerechtfertigte Anforderung er- 
schiene es jedoch, auch den Regelfall, also das Unterlassen 
einer solchen Verständigung, protokollieren zu müssen; das 
Gleiche gilt für die in § 243 Absatz 4 StPO-E enthaltene 
Pflicht, auch eine Nichterörterung mitzuteilen, ln § 78 
Absatz 2 OWiG-E wird daher die Protokollierungspflicht 
nach § 273 Absatz la Satz 3 StPO-E für nicht anwendbar er- 
klärt und die Mitteilungspflicht nach § 243 Absatz 4 StPO-E 
auf die Fälle beschränkt, in denen eine Erörterung im Sinne 
dieser Vorschrift stattgefunden hat. Im Übrigen gewähren 
die Generalverweisungen in § 46 Absatz 1 und § 71 
Absatz 1 OWiG bereits eine hinreichende Flexibilität, um in 
diesen wenigen Ausnahmefallen zu einer sinnvollen Anwen- 
dung der Vorgaben der StPO zu gelangen. So kann z. B. be- 
reits dem Rechtsgedanken des § 75 Absatz 2, § 77b Absatz 1 
Satz 2 und § 78 Absatz 1 Satz 2 OWiG entnommen werden, 
dass die Staatsanwaltschaft nur dann zu den „Verfahrensbe- 
teiligten“ im Sinne der §§ 257b und 257c StPO-E gehört, 
weim sie an der Hauptverhandlung teilnimmt. 

Auf eine Regelung, die auch der Verwaltungsbehörde expli- 
zit die im Strafverfahren dem Gericht eingeräumten Befug- 
nisse zur Verständigung gewährt, wird verzichtet. Hierfür ist 
nicht nur kein nennenswerter praktischer Bedarf erkennbar, 
eine solche Regelung würde auch das summarische Verfah- 
ren der Verwaltungsbehörde übermäßig formalisieren. Die- 
ser Verzicht entspricht im Übrigen auch der für das Verfah- 
ren bis zum Erlass eines Strafbefehls vorgesehenen 
Rechtslage. Dies hindert die Verfahrensbeteiligten nicht, 
auch zukünftig im behördlichen Verfahren im Ausnahmefall 
eine „informelle“ Verständigung zu erreichen, wobei bereits 
das auch hier geltende Gebot des fairen Verfahrens es unver- 
ändert erfordert, dabei die zentralen rechtsstaatlichen Anfor- 
derungen, die der Entwurf nun im Detail für das Strafverfah- 
ren regelt, zu beachten. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Gesetz werden keine Informationspflichten für die 
Wirtschaft, die Verwaltung und Bürgerinnen und Bürger ein- 
gefuhrt, geändert oder aufgehoben. Es entstehen keine neuen 
Bürokratiekosten für Wirtschaft, Verwaltung und Bürgerin- 
nen und Bürger. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages daher keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 856. Sitzung am 6. März 
2009 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 7 (§ 243 Absatz 4 Satz 1 StPO) 

ln Artikel 1 Nummer 7 ist § 243 Absatz 4 Satz 1 wie 
folgt zu fassen: 

„Haben Erörterungen nach den §§ 202a, 212 zum Zwe- 
cke einer möglichen Verständigung (§ 257c) stattgefun- 
den, so teilt der Vorsitzende dies und deren wesentlichen 
Inhalt mit.“ 

Begründung 

Eine Mitteilung des Vorsitzenden, dass keine Erörterun- 
gen nach den §§ 202a, 212 zum Zwecke einer möglichen 
Verständigung stattgefunden haben, ist weder erforder- 
lich noch zweckmäßig. 

Nur für den Fall, dass Gespräche mit dem Ziel einer 
einvernehmlichen Absprache tatsächlich stattgefunden 
haben, besfeht ein Bedürfnis, dies in der Öffentlichkeit 
der Hauptverhandlung mitzuteilen und hierdurch trans- 
parent zu machen. 

Über Negativtatsachen braucht hingegen nicht berichtet 
zu werden, da diese nicht Gegenstand der Hauptverhand- 
lung sind. Dies entspricht auch dem Grundsatz der nega- 
tiven Beweislast des Protokolls über die Hauptverhand- 
lung. Eine anderweitige Regelung stünde daher nicht im 
Einklang mit der Systematik des Strafverfahrens. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 257c Absatz 2 Satz 1, 

Absatz 4 Satz 2 StPO) 

Artikel 1 Nummer 8 § 257c ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Absatz 2 Satz 1 sind nach dem Wort „können“ das 
Komma durch das Wort „sowie“ zu ersetzen und die 
Wörter „sowie das Prozessverhalten der Verfahrens- 
beteiligten“ zu streichen. 

b) Absatz 4 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Zusage eines bestimmten „sonstigen Prozessverhal- 
tens“ kann keinen Anlass für das Gericht geben, sich vor- 
ab auf einen bestimmten Strafrahmen festzulegen. Es ist 
mit unserem Rechtssystem unvereinbar, dass sich der An- 
geklagte den Verzicht auf Stellung von Beweisanträgen 
durch eine Strafmilderung „abkaufen“ lässt (vgl. hierzu 
Meyer-Goßner, in: Strafverteidiger 2006, S. 485, 487). 

Ein Verzicht des Angeklagten auf elementare strafprozes- 
suale Rechte stünde - hierauf weist die Entwurfsbegrün- 
dung selbst hin - im eklatanten Widerspruch zu der dem 
Angeklagten nach der StPO zugedachten Verfahrens- 
rolle. Hinzu kommt, dass die bisher gewählte Form des 
§ 257c Absatz 2 Satz 1 StPO-E die Verteidigung dazu an- 
halten könnte, dem Gericht eine Vielzahl von Anträgen 


„anzudrohen“, um dann als Gegenleistung für den bloßen 
Verzicht (gegebenenfalls ohne Geständnis) Strafmilde- 
rung „auszuhandeln“. Damit würde der Deal noch mehr 
als bisher zum Korrektiv eines die Verfahren häufig be- 
lastenden extensiven Beweisantragrechtes. 

Weim das weitere Prozessverhalten keine Verständigung 
begründen kann, darf ein von der Erwartung des Gerichtes 
abweichendes Prozessverhalten die Bindung an die Ver- 
ständigung grundsätzlich nicht entfallen lassen. § 257c 
Absatz 4 Satz 2 StPO-E ist daher zu streichen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 257c Absatz 2 Satz 2 StPO) 

In Artikel 1 Nummer 8 ist § 257c Absatz 2 Satz 2 wie 
folgt zu fassen: 

„Voraussetzung jeder Verständigung ist ein der Nachprü- 
fung zugängliches und zur Überzeugung des Gerichtes 
der Wahrheit entsprechendes Geständnis.“ 

Begründung 

Die Ermittlung des wahren Sachverhalts ist und bleibt 
auch im Falle einer Urteilsabsprache das wesentliche Ziel 
des Strafverfahrens. Das Gebot bestmöglicher Sachauf- 
klärung wird durch Urteilsabsprachen nicht aufgegeben. 
Auch das abgesprochene Urteil muss ein gerechtes sein 
und daher notwendig einen wahren Sachverhalt zur 
Grundlage haben. Der unserem Verfahrensrecht inne- 
wohnende Amtsaufklärungsgrundsatz erfordert zwin- 
gend ein qualifiziertes Geständnis. Denn nur dieses er- 
möglicht richterliche Überzeugungsbildung. 

Unabdingbare Voraussetzung einer Verfahrensabsprache 
ist ein Geständnis, das derart konkret ist, dass eine Über- 
prüfung möglich ist und eine Übereinstimmung mit der 
Aktenlage festgestellt werden kann. Ein Formalgeständ- 
nis reicht nicht aus. Nach der geständigen Einlassung 
dürfen keine Zweifel an deren Richtigkeit bestehen, nur 
dann kann von einer weiteren Sachaufklärung abgesehen 
werden. Das Gericht muss nachvollziehbar von der 
Wahrhaftigkeit der gemachten Angaben überzeugt sein. 
Denn das Gericht hat immer eigenverantwortlich zu be- 
urteilen, ob der Angeklagte die ihm vorgeworfene Straf- 
tat auch wirklich begangen hat. Es darf deswegen einem 
abgesprochenen Geständnis nicht blind vertrauen, son- 
dern muss es auf seine Glaubhaftigkeit prüfen. Es soll zu- 
künftig gerade nicht möglich sein, dass - wie derzeit 
manchmal Praxis - der Angeklagte über seinen Verteidi- 
ger eine ausgefeilte Erklärung verlesen lässt, im An- 
schluss keine weiteren Nachfragen des Gerichtes beant- 
wortet und gleichwohl in den Genuss eines überobligato- 
rischen Strafnachlasses kommt. 

Der Forderung nach einem qualifizierten Geständnis 
kann auch nicht entgegengehalten werden, dass eine 
Überprüfung im Einzelfall die Vernehmung des Opfers, 
dem eine solche eigentlich erspart werden soll, erfordert: 
Das Gericht ist hinsichtlich der Art und Weise der Über- 
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Prüfung des Geständnisses frei. Neben den Verfahrensak- 
ten könnten auch die Vemehmungspersonen des Opfers 
zum Zweck der Überprüfung herangezogen werden. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 257c Absatz 3 Satz 4-neu- 

StPO) 

ln Artikel 1 Nummer 8 § 257c Absatz 3 ist nach Satz 3 
folgender Satz einzufugen: 

„Erhebt die Nebenklage gegen den mitgeteilten Strafrah- 
men Bedenken, gibt die Staatsanwaltschaft dazu eine Er- 
klärung ab, die sich mit den geäußerten Vorbehalten der 
Nebenklage befasst.“ 

Begründung 

Eine befriedende Wirkung kann von einem Urteil nur 
dann ausgehen, wenn die Opferinteressen nicht völlig 
außer Acht gelassen werden. 

Zur Wahrung der Rechte des Opfers und seiner legitimen 
Interessen wird der Nebenklage in § 257c Absatz 3 
Satz 4 StPO-E die Befugnis eingeräumt, sich zu dem mit- 
geteilten und von den übrigen Verfahrensbeteiligten ge- 
billigten Strafrahmen zu äußern und etwaige Bedenken 
dagegen vorzubringen. Um den Vorbehalten der Neben- 
klage die gebührende Beachtung zu widmen, ist die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, zu den vorgebrachten 
Einwänden begründet Stellung zu nehmen und dabei ins- 
besondere auf die Belange aus Sicht des Opfers einzuge- 
hen. Das Zustandekommen der Urteilsabsprache wird 
jedoch aus grundsätzlichen systematischen Erwägungen 
nicht an die Zustimmung des Nebenklägers geknüpft. 
Zum einen ist auch bei anderen, auf die Verfahrenserledi- 
gung gerichteten Vorschriften (§§ 153, 153a StPO) keine 
Mitwirkung der Nebenklage vorgesehen. Zum anderen 
entspricht es dem erklärten Willen des Gesetzgebers, 
auch im Fall einer Verurteilung der Nebenklage keinen 
unmittelbaren Einfluss auf die Rechtsfolgenentscheidung 
zu gewähren. So ist der Nebenklage die Urteilsanfech- 
tung mit dem Ziel, dass eine andere Rechtsfolge verhängt 
wird, ausdrücklich und uneingeschränkt verwehrt (§ 400 
Absatz 1 StPO). 

5. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 257c Absatz 4 Satz 3 StPO) 

In Artikel 1 Nummer 8 ist § 257c Absatz 4 Satz 3 wie 
folgt zu fassen: 

„Das Entfallen der Bindung nach Satz 1 steht der Verwer- 
tung des Geständnisses des Angeklagten nicht entgegen.“ 

Begründung 

Soweit der Angeklagte in Kenntnis über die mit seiner 
Mitwirkung verbundenen, verbleibenden Risiken einer 
Abweichung des Gerichtes belehrt wurde, über welche 
im Rahmen der Belehrung nach § 257c Absatz 5 StPO-E 
hinzuweisen ist, erscheint es sachgerecht, seine gemach- 
ten Aussagen auch dann zu verwerten, wenn eine Ver- 
ständigung nicht zustande kommt. Dies bedeutet nicht, 
dass eine sich möglicherweise anschließende Verurtei- 
lung ausschließlich auf die „geständige Einlassung“ ge- 
stützt werden kann. Allerdings wäre es denklogisch un- 
möglich, ein Geständnis, welches zudem in Kenntnis 


aller Umstände und Risiken abgegeben wurde, vollstän- 
dig ignorieren zu müssen. 

Dies gilt insbesondere dann, wenn es sich um ein über- 
prüfbar zutreffendes Geständnis handelt. Der unserem 
Verfahrensrecht innewohnende Amtsaufklärungsgrund- 
satz erfordert jedoch zwingend ein qualifiziertes Ge- 
ständnis, weil nur dieses richterliche Überzeugungsbil- 
dung ermöglicht. Unabdingbare Voraussetzung einer 
Verfahrensabsprache muss ein derart konkretes Geständ- 
nis sein, das eine Überprüfung ermöglicht und dem 
Gericht erlaubt, eine Übereinstimmung mit der Akten- 
lage festzustellen (vgl. nur BGH, Beschluss des Großen 
Senats für Strafsachen vom 3. März 2005 - GSSt 1/04 -, 
BGHSt 50, 40). Ein Formalgeständnis reicht hierzu gera- 
de nicht aus. Nach der geständigen Einlassung dürfen 
keine Zweifel an deren Richtigkeit bestehen, so dass von 
einer weiteren Sachaufklärung abgesehen werden kann. 
Das Gericht muss nachvollziehbar von der Wahrhaftig- 
keit der gemachten Angaben überzeugt sein. Denn das 
Gericht hat immer eigenverantwortlich zu beurteilen, ob 
der Angeklagte die ihm vorgeworfene Straftat auch wirk- 
lich begangen hat. Es darf deswegen einem abgesproche- 
nen Geständnis nicht blind vertrauen, sondern muss es 
auf seine Glaubhaftigkeit prüfen. 

Ferner besteht keine Notwendigkeit für ein Beweisver- 
wertungsverbot. Denn obgleich, worauf der Gesetzent- 
wurf selbst zutreffend hinweist, Verfahrensabsprachen 
seit über 20 Jahren eine Rolle im Strafprozess spielen und 
es bis heute kein Beweisverwertungsverbot hinsichtlich 
geständiger Einlassungen bei einem Scheitern der Ver- 
ständigung gibt, sind aus der Praxis bisher keine Proble- 
me, geschweige denn Missbrauchsfalle, bekannt gewor- 
den. Eine Notwendigkeit für eine Regelung besteht 
folglich nicht, zumal die rechtsfehlerhafte oder willkür- 
liche Verwertung eines Geständnisses zweifelsfrei rever- 
sibel ist. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 10 (§ 273 Absatz la Satz 3 StPO) 

Artikel 1 Nummer 10 § 273 Absatz la Satz 3 ist zu strei- 
chen. 

Begründung 

Eine Regelung, welche die Protokollierung einer nicht er- 
folgten Absprache vorsieht, ist weder zweckmäßig, noch 
steht sie im Einklang mit der Systematik der Regelungen 
zum Strafverfahren. 

Die erhebliche Relevanz einer Verständigung ist den Pro- 
zessbeteiligten in jeder Lage des Strafverfahrens be- 
wusst. Damit ist die Gefahr, dass „stillschweigend“ ohne 
Beachtung der gesetzlichen Förmlichkeiten die in Rede 
stehenden Erörterungen und Verhaltensweisen stattge- 
funden haben, verschwindend gering. 

Vielmehr greift hier die negative Beweiskraft des Proto- 
kolls, werm sich dieses nicht zu einer Verständigung ver- 
hält. 

Ein „Negativattest“ erscheint systemwidrig, da das Pro- 
tokoll den Gang der Hauptverhandlung abbilden soll. 
Nicht stattgefundene Gespräche und Verständigungen 
sind jedoch nicht Teil einer solchen. 
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7. Zu Artikel 1 Nummer 12 - neu - (§ 331 Absatz 1 

Satz 2 - neu - StPO), 
Nummer 13 - neu - (§ 358 Absatz 2 

Satz 1 - neu - StPO) 

Dem Artikel 1 sind folgende Nummern 12 und 13 anzu- 
fügen: 

,12. Dem § 331 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht, sofern dem Urteil eine Verständi- 
gung gemäß § 257c zugrunde liegt.“ 

13. ln § 358 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Dies gilt nicht, sofern dem Urteil eine Verständi- 
gung gemäß § 257c zugrunde liegt.““ 

Begründung 

Die Verständigung im Strafverfahren führt aufgrund der 
getroffenen Vereinbarung zu einem spürbaren Strafnach- 
lass. Wird Rechtsmittel eingelegt, ist die Vereinbarung 
hinfällig, die „konsensuale Erledigung“ gescheitert. Des- 
halb erscheint es nicht sachgerecht, in den Fällen einer 
Verständigung am Verbot der reformatio in peius festzu- 
halten, wenn Rechtsmittel eingelegt wird. 

Bliebe es in Fällen der Verständigung gleichwohl beim 
Verbot der refonnatio in peius, ist es nicht auszuschlie- 
ßen, dass der Abschluss einer Verständigung allein des- 
wegen erfolgt, um im Anschluss Rechtsmittel einzulegen 
und eine zweite vollständig streitige Verhandlung durch- 
zuführen. Soweit argumentiert wird, die Staatsanwalt- 
schaft köime ebenfalls Rechtsmittel einlegen, greift dies 
nicht. Die Staatsanwaltschaft darf nicht aus bloßen 
prozesstaktischen Gründen Rechtsmittel einlegen. Dies 
widerspräche dem Sinn des Rechtsmittelrechts. 

Sachgerechter erscheint es deshalb, in diesen Fällen, das 
darm neu durchzuführende Verfahren unbelastet und 
ohne Berücksichtigung des auf einer Verständigung beru- 
henden Urteils durchzuführen. 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung begrüßt die Stellungnahme des Bun- 
desrates insofern, als mit ihr die grundsätzliche Übereinstim- 
mung zum Ausdruck kommt, klare Vorgaben zu Verfahren, 
Inhalt und Folgen von Verständigungen im Strafverfahren 
gesetzlich zu regeln. Von diesem Ausgangspunkt äußert sich 
die Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
im Einzelnen wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nummer 7 - § 243 Absatz 4 
Satz 1 StPO) 

Der Vorschlag des Bundesrates will die Pflicht des Vorsit- 
zenden in der Hauptverhandlung zur Mitteilung über voraus- 
gegangene Gespräche auf die Fälle beschränken, in denen 
Erörterungen zum Zweck einer möglichen Verständigung 
stattgefunden haben. 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nummer 8 - § 257c Absatz 2 
Satz 1, Absatz 4 Satz 2 StPO) 

Der Bundesrat will bei der Regelung dessen, was Gegen- 
stand einer Verständigung sein kann, das Prozessverhalten 
der Verfahrensbeteiligten streichen. 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nummer 8 - § 257c Absatz 2 
Satz 2 StPO) 

Der Vorschlag des Bundesrates fordert, dass Voraussetzung 
jeder Verständigung ein der Nachprüfung zugängliches und 
zur Überzeugung des Gerichts der Wahrheit entsprechendes 
Geständnis sein muss. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Allgemein geltende Richtschnur kann nur sein, dass das Ge- 
richt, gebunden an seine Pflicht zur Aufklärung des Sachver- 
haltes, die auch im Rahmen von Verständigungen gilt, das 
Geständnis in Bezug auf die Anforderungen dieser Aufklä- 
rungspflicht für genügend erachtet. Auf eine Festlegung der 
erforderlichen „Qualität“ eines Geständnisses ist zu verzich- 
ten. Zu vielfältig sind die denkbaren Fallgestaltungen. Zu- 
sätzliche Kriterien wie die Umfassendheit oder Nachprüf- 
barkeit eines Geständnisses wären zu unbestimmt und 
könnten Besonderheiten des Einzelfalles nicht ausreichend 
Rechnung tragen. So sind z. B. Konstellationen denkbar, in 
denen, z. B. bei bedingt aussagekräftiger Kette anderer Be- 
weise, eine umfängliche Nachprüfbarkeit nicht voll gewähr- 
leistet sein kann. Dabei darf auch der Gesichtspunkt des 
Opferschutzes nicht vernachlässigt werden. Fälle, in denen 
die umfängliche Nachprüfbarkeit eines Geständnisses nur 
durch die Aussage des Opfers in der Hauptverhandlung 
möglich ist, würden dem Bestreben zuwiderlaufen, dem 
Opfer eine (erneute) Vernehmung im gerichtlichen Verfah- 


ren und damit eine Wiederholung seiner Traumatisierung zu 
ersparen. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nummer 8 - § 257c Absatz 3 
Satz 4 - neu - StPO) 

Der Vorschlag des Bundesrates sieht vor, dass die Staatsan- 
waltschaft bei Bedenken der Nebenklage gegen den mitge- 
teilten Strafrahmen eine Erklärung abgibt, die sich mit den 
geäußerten Vorbehalten der Nebenklage befasst. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Für das Zustandekommen einer Verständigung bedarf es we- 
der einer Zustimmung der Nebenklage noch kann ihr Wider- 
spruch das Zustandekommen einer Verständigung verhin- 
dern. Die Nebenklage ist nicht befugt, das Urteil wegen der 
Rechtsfolgen anzugreifen (§ 400 Absatz 1 Satz 1 StPO). Ge- 
rade die Strafzumessung ist aber der wesentliche Gegen- 
stand der Verständigung, wohingegen eine Verständigung 
über den Schuldspruch, den die Nebenklage unter Umstän- 
den mit Rechtsmitteln angreifen könnte, ausgeschlossen ist. 
Das in § 257c Absatz 3 Satz 3 StPO-E enthaltene Äuße- 
rungsrecht der Nebenklage wird deren Interessen umfassend 
gerecht, ohne dass es dazu einer weiteren Erklärung der 
Staatsanwaltschaft bedürfte. Durch eine weitere Stellung- 
nahme der Staatsanwaltschaft erhielte die Nebenklage auch 
keine weitere Gestaltungsmacht. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nummer 8 - § 257c Absatz 4 
Satz 3 StPO) 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll das Geständnis ei- 
nes Angeklagten auch dann verwertet werden können, wenn 
die Bindungswirkung des Gerichts entfallt und es schließlich 
nicht zu einer Verständigung kommt. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Die Bindung des Gerichts an eine zustande gekommene Ver- 
ständigung und die Verwertbarkeit des Geständnisses, das 
der Angeklagte im Vertrauen auf den Bestand einer Verstän- 
digung abgegeben hat, stehen in einer Wechselbeziehung, 
die nicht einseitig aufgelöst werden kann. Die Bindung des 
Gerichts an eine Verständigung entfallt, wenn es zu der 
Überzeugung gelangt, dass der in Aussicht gestellte Straf- 
rahmen nicht mehr tat- oder schuldangemessen ist (§ 257c 
Absatz 4 Satz 1 StPO-E). Ausgangspunkt dafür ist, dass das 
Strafverfahren durch ein gerechtes, der Überzeugung des 
Gerichts entsprechendes Urteil abgeschlossen werden muss. 
Damit würde sich eine zu starke Bindung des Gerichts an 
den zugesagten Strafrahmen nicht vertragen. Die Bindung 
soll deshalb entfallen, wenn das Gericht nachträglich - aus 
welchen Gründen auch immer - erkennt, dass der von ihm in 
Aussicht gestellte Strafrahmen nicht mehr tat- und schuld- 
angemessen ist. Im Gegenzug verlangt der Schutz des Ange- 
klagten, dass bei einer fehlgeschlagenen Verständigung des- 
sen Geständnis unverwertbar ist. Mit dieser Wechselwirkung 
wird dem Grundsatz eines auf Fairness angelegten Verfah- 
rens Rechnung getragen. 
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Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nummer 10 - § 273 Absatz la 
Satz 3 StPO) 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll das im Regie- 
rungsentwurf für das Protokoll vorgesehene „Negativattest“, 
dass keine Verständigung in der Hauptverhandlung stattge- 
funden hat, gestrichen werden. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Mit der Streichung der Vorschrift entfiele eine wichtige Re- 
gelung, die dazu dienen soll, mit höchst möglicher Gewiss- 
heit und in der Revision überprüfbar das Geschehen in der 
Hauptverhandlung zu dokumentieren und auszuschließen, 
dass „stillschweigend“ und ohne Beachtung der gesetzlichen 
Fönnlichkeiten eine Verständigung stattgefunden hat. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nummer 12 - neu - § 33 1 
Absatz 1 Satz 2 - neu - StPO; 

Artikel 1 Nummer 13 - neu - § 358 
Absatz 2 Satz 1 - neu - StPO) 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll bei einer vom An- 
geklagten oder zu seinen Gunsten eingelegten Berufung oder 
Revision das Verschlechterungsverbot nicht gelten. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Rechtsmittel dienen dazu, die rechtsstaatlich gebotene Über- 
prüfbarkeit gerichtlicher Entscheidungen sicherzustellen. 
Wird ein Urteil, dem eine Verständigung vorausgegangen ist, 
in der Rechtsmittelinstanz aufgehoben, besteht keine andere 
Situation als bei einer sonstigen Verurteilung, insbesondere 
weim dafür ein Geständnis des Angeklagten Grundlage war. 
Deshalb gibt es keinerlei Anlass, für ein Urteil nach einer 
Verständigung in der Rechtsmittelinstanz Sonderregelungen 
zu schaffen. Auch das einer Verständigung nachfolgende Ur- 
teil beruht - nach erfolgter notwendiger Sachaufklärung - 
auf der notwendigen richterlichen Überzeugungsbildung 
und nicht auf einer konsensual geschaffenen formellen 
Wahrheit. Ferner greift der Hinweis auf einen spürbaren 
Strafnachlass nicht. Denn dies würde intendieren, dass bei 
einer Verständigung eine nicht mehr schuldangemessen 
niedrige Strafe ausgeurteilt wurde. Gerade dies verbietet der 
Regierungsentwurf ausdrücklich. 
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